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Auf dem Weg zur Inklusion!?
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Überblick

1. Veränderte Prämissen 
Verständnis von Behinderung – UN-Konvention § 24 – und der 
begriffliche Wechsel von Integration zur Inklusion

2. Bildungspolitische Grundüberzeugungen
Inklusion in einem hochgradig selektiven Schulsystem

3. Neue Architektur des schulischen 
Unterstützungssystems
Des Beispiel Kanada – ein Modell für Hessen?

4. Stand und Perspektiven
Entwicklung des Gemeinsamen Unterrichts in Hessen und anstehende
Aufgaben: Schritte – in die richtige Richtung?
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Verständnis von Behinderung

Alltagsverständnis:
Gleichsetzung der Beeinträchtigung mit der Behinderung

Weltgesundheitsorganisation – Stand 1980:
Einschränkung der sozialen Teilhabe infolge der 
Beeinträchtigung

Weltgesundheitsorganisation – Stand 2001:
Einschränkung der sozialen Teilhabe aufgrund eines 
erschwerten Wechselwirkungsverhältnisses zwischen 
Individuum und seiner sozialen und materialen Umwelt

Bedeutung der Barrieren
• Materiell
• Immateriell  
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§ 24 im Wortlaut

§ 24 (2) Bei der Verwirklichung dieses Rechts [auf Bildung] stellen die 
Vertragsstaaten sicher, dass

a) Menschen mit Behinderungen nicht aufgrund von Behinderung vom 
allgemeinen Bildungssystem ausgeschlossen werden und dass Kinder mit 
Behinderungen nicht aufgrund von Behinderung vom unentgeltlichen
und obligatorischen Grundschulunterricht oder vom Besuch 
weiterführender Schulen ausgeschlossen werden;

b) Menschen mit Behinderungen mit anderen in der Gemeinschaft, in der sie 
leben, Zugang zu einem integrativen [inklusiven], hochwertigen und 
unentgeltlichen Unterricht an Grundschulen und weiterführenden 
Schulen haben. 

c) angemessene Vorkehrungen für die Bedürfnisse des Einzelnen getroffen 
werden;

d) Menschen mit Behinderungen innerhalb des allgemeinen Bildungssystems 
die notwendige Unterstützung geleistet wird, um ihre erfolgreiche Bildung 
zu erleichtern...
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Von der Integration zur Inklusion:
Von der Duldung zur Zugehörigkeit

Veränderte – gedankliche – Prämissen:
• Integration:

– Ausgangspunkt Kategorisierung
– Besonderung von Kindern, um sie dann besser integrieren zu können

• Inklusion:
– Ausgangspunkt Vielfalt
– Anerkennen der Unterschiedlichkeit und Individualität aller Kinder, 

Behinderung als ein Merkmal unter vielen
Konkrete Veränderung:

• Ressourcensteuerung
• Curricula
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Vom Gemeinsamen Unterricht 
zur inklusiven Schule

Ressourcensteuerung
• System- statt individuumbezogen

Curriculum
• Individualisierung für alle?

– Realistisch? / Wünschenswert? 

Gefahr eines - missverstandenen - Inklusionsbegriffs
• Etablierung neuer Ausschlusskriterien
• Konkret: Was ist mit den Kindern mit Sinnes-, 

motorischen oder geistigen Behinderungen?
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Überblick

1. Veränderte Prämissen: 
Verständnis von Behinderung – UN-Konvention § 24 – und der 
begriffliche Wechsel von Integration zur Inklusion

2. Bildungspolitische Grundüberzeugungen:
Inklusion in einem hochgradig selektiven Schulsystem

3. Neue Architektur des schulischen 
Unterstützungssystems:
Des Beispiel Kanada – ein Modell für Hessen?

4. Stand und Perspektiven
Entwicklung des Gemeinsamen Unterrichts in Hessen und anstehende
Aufgaben: Schritte – in die richtige Richtung?
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„Inclusion: 
The heart of our educational system“

...so der spanische Bildungsminister Ángel Gabilondo

Inklusion
• Ist keine additive Ergänzung des bestehenden 

Schulsystems, 
• ist kein caritatives Projekt, denn alle Schülerinnen und 

Schüler profitieren davon.
Inklusion

• verlangt einen grundlegenden Mentalitätswandel und
• steht im Widerspruch mit der hochgradig selektiv 

aufgebauten Schulsystem der BRD
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Zur Selektionsfunktion der Schule

Soziale Ungleichheit ist zugleich 
• Ausgangsbedingung und
• Produkt

schulischer Bildung

Selektionsfunktion der Schule
• Nach Außen:

Vergabe von Bildungstiteln
• Nach Innen:

Gerichtetheit von Bildungsprozessen
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Zur Selektionsfunktion der Schule

Die Gretchenfrage:

„Auch wenn die Selektionsfunktion der Schule 
unhintergehbar sein sollte,...

... muss sie dann zwangsläufig zur Sortierung von 
Schülerinnen und Schülern in unterschiedliche 
Bildungsgänge und Schulformen führen?“
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Deutsche Gründlichkeit...

…oder “London-Gaslight-Phenomenon”

Platzierung anhand bestimmter – vermeintlich
objektiver, zumindest objektivierbarer –
Persönlichkeitsmerkmale, diese sind im
Wesentlichen:

• Alter / Leistung / Behinderung
Im internationalen Vergleich:

Deutschland setzt außergewöhnlich stark auf 
Spezialisierung und die damit einhergehende
Sortierung der SchülerInnen
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PISA Teilnehmerstaaten 2000:
Gemeinsame Grundschule bis Klasse 4
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PISA Teilnehmerstaaten 2003: 
Gemeinsame Grundschule bis...

Australien
Brasilien
Dänemark
Finnland
Griechenland
Island
Japan
Kanada
Korea
Lettland
Neuseeland
Norwegen
Schweden
Spanien
USA

Niederlande (7)
Italien
Portugal
Polen
Frankreich
Österreich
Russland
Tschechien
Ungarn

Belgien
Luxemburg
Mexiko
Irland
Großbritannien
Schweiz
Liechtenstein

Deutschland
Schweiz
Liechtenstein

Kein vertikal 
gegliedertes SchulsystemKlasse 8Klasse 6Klasse 4
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Sonderpädagogische Förderung

SchülerInnen mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
in Sonderschulen oder Sonderklassen

Stand Schuljahr 06/07 bzw 07/08
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Höhere Effektivität durch Sortierung:
Ein uneingelöstes Versprechen

PISA- und IGLU-Ergebnisse 2006 im direkten Vergleich: 
Leseleistungen

Unterdurchschnittlich
13,2% (OECD 18,6)

Mittelbereich
20% (OECD: 20,1) Risikogruppe

Unterdurchschnittlich
67 (OECD: 72)

Spitzenwert
112 (OECD 99)Streuung

Oberes Drittel
548 (OECD: 537)

Mittelbereich
495 (OECD: 492)Mittelwert

IGLU
Grundschule

PISA
Sekundarstufe

Mehr Sortierung – weniger Leistung!
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Mehr Sortierung – weniger Leistung

Das Beispiel Schule für Lernhilfe

Kein Nachweis der höheren Effektivität dieser Schulform –
Befundlage weist eher in die gegenteilige Richtung:

• Haeberlin (1990): 
„Schulleistungsschwache Schüler in Hilfsschulklassen zeigen einen geringeren Anstieg der schulischen 
Gesamtleistung als schulleistungsschwache Schüler in Regelschulen mit oder ohne Heilpädagogische 
Schülerhilfe“ (meine Herv.).

• Tent (1991) findet bei 3. Klässlern
„keine Ergebnisse zugunsten der Schule für Lernhilfe; im Gegenteil zeichnen sich sogar Vorteile der 
Regelschule (...) ab

• Wocken (2005)
Mit der Dauer des Sonderschulbesuchs wächst der 
Leistungsabstand zur Regelschule
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Überblick

1. Veränderte Prämissen: 
Verständnis von Behinderung – UN-Konvention § 24 – und der 
begriffliche Wechsel von Integration zur Inklusion

2. Bildungspolitische Grundüberzeugungen:
Inklusion in einem hochgradig selektiven Schulsystem

3. Neue Architektur des schulischen 
Unterstützungssystems:
Des Beispiel Kanada – ein Modell für Hessen?

4. Stand und Perspektiven
Entwicklung des Gemeinsamen Unterrichts in Hessen und anstehende
Aufgaben: Schritte – in die richtige Richtung?
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Um Grunde nicht sehr kompliziert

Leitmotiv:
Die Experten zu den Kindern
statt
Die Kinder zu den Experten

• Sonderpädagogische Grundversorgung aller Schulen für die 
Bereiche Lernen / Sprache / Verhalten 
als Teil des Unterstützungssystems an der Einzelschule

• Regionale bzw. überregionale Kompetenzzentren (Schulen ohne 
Schüler) in den Sinnesbehinderungen, für Unterstützte 
Kommunikation, für Autismus und für umfassende Behinderungen
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Die kanadischen Atlantikprovinzen  
- ein Modell für Hessen?

Grundstruktur des Unterstützungssystems
• Vollständiger Verzicht auf Sonder-/Förderschulen, 

fast vollständiger Verzicht auf Sonderklassen
• Grundausstattung aller Schulen mit so genannten Method- & 

Resource-Teacher
– Erfahrene und besonders qualifizierte Lehrer/innen, nicht zwingend 

Sonderpädag/innen
• Ergänzung durch Teacher Assistent

– Werden schülerbezogen beschäftigt/eingestellt, gering qualifiziert
• Beratungsnetzwerk auf der Ebene des Schulbezirks
• Überregionales Kompetenzzentrum für Sinnesbeeinträchtigung
• Eingebettet in ein ausgebautes System schulischer Hilfen
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Klientelbestimmung und Curriculum

Als „Exceptional student“ gilt:
„An exceptional student is one who has shown, over an extended 
period of time, behavioral, communicational, intellectual, 
sensory/perceptual, or physical conditions that have contributed to 
delayed educational functioning“.

Hier gilt ein „Special Education Plan“ – dreistufig:
• Accomodation:

Regelcurriculum behält Gültigkeit, besondere technische 
und/oder pädagogische Hilfen werden gegeben

• Modification:
Regelcurriculum gilt nur noch eingeschränkt (50% oder 
weniger)

• Individualization:
Individuell erstellter Bildungs-/Erziehungsplan



26. Mai 2010 20Inklusion muss Schule machenInklusion in Kanada

Ausgeprägte Beratungskultur

Student Service Team an jeder Schule
• Schulleitung
• Experten für Schriftspracherwerb, Verhaltensprobleme, 

Sonderpädagogik unter Einbezug externer Berater 
(Schulamt oder überregional)

Hohes Maß an Verantwortung für jeden Einzelnen

Hoch entwickelte Kultur des „Sich-Beratens“

Schulklima geprägt durch „Unterstützung“
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Ressourceneinsatz und 
Ressourcensteuerung

Ministerium zahlt Schuldistrikt Pauschalbetrag für 
sonderpädagogische Förderung

• Basis: Gesamtschülerzahl
• Über Verwendung entscheidet der Distrikt -> kann den Betrag 

aufstocken
Grundausstattung der Schulen mit M-R-Teachern
Fallbezogene Beschäftigung von Teacher-Assistents

Auf der Ebene des Schulbezirks 
- zwischen Schulaufsicht und Einzelschule: Mischung aus 

• Indikatorsteuerung (Gesamtschülerzahl) und 
• Aushandlung (besondere Bedarfe)
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Überblick

1. Veränderte Prämissen: 
Verständnis von Behinderung – UN-Konvention § 24 – und der 
begriffliche Wechsel von Integration zur Inklusion

2. Bildungspolitische Grundüberzeugungen:
Inklusion in einem hochgradig selektiven Schulsystem

3. Neue Architektur des schulischen 
Unterstützungssystems:
Des Beispiel Kanada – ein Modell für Hessen?

4. Stand und Perspektiven
Entwicklung des Gemeinsamen Unterrichts in Hessen und anstehende
Aufgaben: Schritte – in die richtige Richtung?
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Hessen 1991/92 bis 2009/10
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Förderbedarfe und Integrationsquoten

Förderschwerpunkte und Integrationsquoten
Schuljahr 2008/09
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Entwicklung in Hessen

Ausbau des Gemeinsamen Unterrichts bis 1997
Danach Stagnation

bei steigenden Zahlen sonderpädagogischen Förderbedarfs 
Folge: 

• Extreme Unterschiede der Angebotsstruktur 
– zwischen aber auch innerhalb der Schulamtsbezirke
– bezüglich der Förderbedarfe
– bezüglich der Schulstufe

• Vielerorts Mangelverwaltung statt fachlicher und organisatorischer 
Weiterentwicklung

Stattdessen: Ausbau sonderpädagogischer Beratungs- und 
Förderzentren (BFZ) als zentrales Reformprojekt der letzten 
Dekade
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Kleine Schritte – alle auf dem Weg zum 
Ziel?

1. Elternwille – Aufheben des Finanzierungsvorbehalts
• Unverzichtbar, aber von begrenzter Reichweite

– Löst keine Schulentwicklung aus
– Aufrechterhaltung des kostspieligen Parallelsystems
– Massive Steuerungsmöglichkeiten durch die jeweiligen 

Entscheidungsträger
2. Einrichtung von Koop-Modellen / Außenklassen

• Erster Schritt, aber nicht mehr
– Gefahr der Exotisierung der Kinder und Jugendlichen mit 

Beeinträchtigung
– Gefahr der Instrumentalisierung der Kinder und Jugendlichen für soziales 

Lernen
– Unhintergehbares Merkmal gelungener Inklusion ist das – reziproke –

Gefühl der Zugehörigkeit ist mit Koop-Modellen kaum zu erreichen
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Kleine Schritte – auf dem Weg zum Ziel?

3. Öffnung von Förderschulen
• Warum nicht, aber wer soll das Angebot nutzen?

4. Förderschulen als Angebotsschulen
• Erhalt spezifischer Angebote / spezifischen Know-Hows

etwa im Bereich des beruflichen Übergangs:
– Transfer in das Regelschulsystem unmöglich, warum eigentlich?
– Interesse am Erhalt der Institution unübersehbar

5. Einrichtung von Schwerpunktschulen
• Ressourcenbündelung, Fortführung der GU-

Erfahrungen
– Widerspricht dem Geist und Wortlaut der Konvention
– Wenn überhaupt sinnvoll, dann nur im Sekundarstufenbereich
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Ich danke für Ihre 
Aufmerksamkeit!

„Inclusion is the heart of 
our educational system“
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Inklusion im Bremischen Schulgesetz

Inklusion im 
Bremischen Schulgesetz

Horst Frehe
MdBB



Horst Frehe © Dezember 2009

Rechtliche Konsequenzen aus der BRK

Artikel 24 Bildung 
(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht von Menschen mit 

Behinderungen auf Bildung. Um dieses Recht ohne 
Diskriminierung und auf der Grundlage der Chancengleichheit zu 
verwirklichen, gewährleisten die Vertragsstaaten ein integratives 
(inklusives) Bildungssystem auf allen Ebenen und lebenslanges 
Lernen mit dem Ziel, 

a) die menschlichen Möglichkeiten sowie das Bewusstsein der 
Würde und das Selbstwertgefühl des Menschen voll zur 
Entfaltung zu bringen und die Achtung vor den Menschenrechten, 
den Grundfreiheiten und der menschlichen Vielfalt zu stärken; 

b) Menschen mit Behinderungen ihre Persönlichkeit, ihre 
Begabungen und ihre Kreativität sowie ihre geistigen und 
körperlichen Fähigkeiten voll zur Entfaltung bringen zu lassen; 

c) Menschen mit Behinderungen zur wirklichen Teilhabe an einer 
freien Gesellschaft zu befähigen. 
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Inklusion im Bremischen Schulgesetz

Artikel 24 Bildung 
(2) Bei der Verwirklichung dieses Rechts stellen die Vertragsstaaten sicher, 
dass 
a) Menschen mit Behinderungen nicht aufgrund von Behinderung vom 
allgemeinen Bildungssystem ausgeschlossen werden und dass Kinder mit 
Behinderungen nicht aufgrund von Behinderung vom unentgeltlichen und 
obligatorischen Grundschulunterricht oder vom Besuch weiterführender 
Schulen ausgeschlossen werden; 
b) Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen in der 
Gemeinschaft, in der sie leben, Zugang zu einem inklusiven, hochwertigen 
und unentgeltlichen Unterricht an Grundschulen und weiterführenden 
Schulen haben; 
c) angemessene Vorkehrungen für die Bedürfnisse des Einzelnen getroffen 
werden; 
d) Menschen mit Behinderungen innerhalb des allgemeinen 
Bildungssystems die notwendige Unterstützung geleistet wird, um ihre 
wirksame Bildung zu erleichtern; 
e) in Übereinstimmung mit dem Ziel der vollständigen Inklusion wirksame 
individuell angepasste Unterstützungsmaßnahmen in einem Umfeld, das die 
bestmögliche schulische und soziale Entwicklung gestattet, angeboten 
werden. 

Bildungsanspruch in der BRK
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Inklusion im Bremischen Schulgesetz

Artikel 24 Bildung
(3) Die Vertragsstaaten ermöglichen Menschen mit Behinderungen, 
lebenspraktische Fertigkeiten und soziale Kompetenzen zu 
erwerben, um ihre volle und gleichberechtigte Teilhabe an der 
Bildung und als Mitglieder der Gemeinschaft zu fördern. Zu diesem 
Zweck ergreifen die Vertragsstaaten geeignete Maßnahmen; unter 
anderem 
a) erleichtern sie das Erlernen von Brailleschrift, alternativer Schrift, 
ergänzenden und alternativen Formen, Mitteln und Formaten der 
Kommunikation, den Erwerb von Orientierungs- und 
Mobilitätsfertigkeiten sowie die Unterstützung durch andere 
Menschen mit Behinderungen und das Mentoring; 
b) erleichtern sie das Erlernen der Gebärdensprache und die 
Förderung der sprachlichen Identität der Gehörlosen; 
c) stellen sie sicher, dass blinden, gehörlosen oder taubblinden 
Menschen, insbesondere Kindern, Bildung in den Sprachen und 
Kommunikationsformen und mit den Kommunikationsmitteln, die für 
den Einzelnen am besten geeignet sind, sowie in einem Umfeld 
vermittelt wird, das die bestmögliche schulische und soziale 
Entwicklung gestattet.

Bildungsanspruch in der BRK
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Inklusion im Bremischen Schulgesetz

Artikel 24 Bildung
(4) Um zur Verwirklichung dieses Rechts beizutragen, treffen die
Vertragsstaaten geeignete Maßnahmen zur Einstellung von 
Lehrkräften, einschließlich solcher mit Behinderungen, die in 
Gebärdensprache oder Brailleschrift ausgebildet sind, und zur 
Schulung von Fachkräften sowie Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen 
auf allen Ebenen des Bildungswesens. Diese Schulung schließt die 
Schärfung des Bewusstseins für Behinderungen und die 
Verwendung geeigneter ergänzender und alternativer Formen, Mittel 
und Formate der Kommunikation sowie pädagogische Verfahren und 
Materialien zur Unterstützung von Menschen mit Behinderungen ein. 
(5) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass Menschen mit 
Behinderungen ohne Diskriminierung und gleichberechtigt mit 
anderen Zugang zu allgemeiner Hochschulbildung, Berufsaus-
bildung, Erwachsenenbildung und lebenslangem Lernen haben. Zu 
diesem Zweck stellen die Vertragsstaaten sicher, dass für Menschen 
mit Behinderungen angemessene Vorkehrungen getroffen werden. 

Bildungsanspruch in der BRK
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Inklusion im Bremischen Schulgesetz

Nichtdiskriminierung
Chancengleichheit
Inklusion
Würde und Selbstwertgefühl
Volle Entfaltung der 
Fähigkeiten
Tatsächliche Teilhabe

Allgemeine Anforderungen der BRK
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Inklusion im Bremischen Schulgesetz

Kein Ausschluss vom allgemeinen 
Bildungssystem
Zugang zu hochwertigen Schulen 
und weiterführender Bildung
Angemessene Vorkehrungen
Notwendige Unterstützung
Vollständige Inklusion
Bestmögliche schulische und 
soziale Entwicklung

Besondere Anforderungen der BRK
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Inklusion im Bremischen Schulgesetz

Braille-Schrift
Gebärdensprache
Andere Kommunikationsformen
Einstellung von behinderten 
Lehrkräften
Zugang zu allgemeiner 
Hochschulbildung, Berufsbildung 
und lebenslangem Lernen

Behinderungsspezifische Anforderungen
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Inklusion im Bremischen Schulgesetz

Entkoppelung von sozialer 
Herkunft und Schulerfolg
Verbesserung der Qualität von 
Schule und Unterricht
Weiterentwicklung des 
bremischen Schulsystems

Ziele der Bremer Schulreform
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Inklusion im Bremischen Schulgesetz

Reduzierung der Vielgliedrigkeit
Allgemeinbildende Schulen sind:
a) die Grundschule
b) die Oberschule
c) das Gymnasium
d) die Schule für Erwachsene

Inhalte der Bremer Schulreform
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Inklusion im Bremischen Schulgesetz

Gemeinsame Beschulung von behinderten und 
nichtbehinderten Kindern durch:
Abschaffung der Förderzentren
gemeinsamen Unterricht
Zentren für unterstützende Pädagogik (ZuP)
Regionale Beratungs- und Unterstützungszentren 
(REBUZ)
Werkschulen
Rechtsanspruch auf sonderpädagogische Förderung
Förderdiagnostische Gutachten

Inhalte der Bremer Schulreform
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Rechtliche Konsequenzen aus der BRK
Brem.SchulG

§ 3 Absatz 4 wird wie folgt geändert:
„(4) Bremische Schulen haben den Auftrag, 
sich zu inklusiven Schulen zu entwickeln. Sie 
sollen im Rahmen ihres Erziehungs- und 
Bildungsauftrages die Inklusion aller 
Schülerinnen und Schüler unabhängig von 
ihrer ethnischen Herkunft, ihrer 
Staatsbürgerschaft, Religion oder einer 
Beeinträchtigung in das gesellschaftliche 
Leben und die schulische Gemeinschaft 
befördern und Ausgrenzungen einzelner 
vermeiden.“



Horst Frehe © Dezember 2009

Rechtliche Konsequenzen aus der BRK
Brem.SchulG
§ 4 Allgemeine Gestaltung des Schullebens
(5) Der Unterricht und das weitere Schulleben sollen für 
behinderte und nichtbehinderte Schülerinnen und 
Schüler gemeinsam gestaltet werden. Die Schule hat der 
Ausgrenzung von jungen Menschen mit Behinderungen
entgegenzuwirken. Sie soll Beeinträchtigungen in der 
Entwicklung der Kinder und Jugendlichen durch 
geeignete Maßnahmen vorbeugen sowie Auswirkungen 
von Behinderungen mindern und ausgleichen und auf die 
gleichberechtigte Teilhabe behinderter Schülerinnen und 
Schüler am Schulleben unter Berücksichtigung ihrer 
Beeinträchtigungen hinwirken.
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Rechtliche Konsequenzen aus der BRK
Brem.SchulG
§ 9 Eigenständigkeit der Schule
(2) Der Unterricht und das weitere Schulleben 
sollen für alle Schülerinnen und Schüler 
gemeinsam sein, eine Benachteiligung 
bestimmter sozialer, ethnischer oder kultureller 
Gruppen vermeiden und zum Abbau sozialer 
Schranken beitragen. Inklusive Unterrichtung 
und Erziehung sollen Maßnahmen der 
individuellen Förderung und Herausforderung 
sowie des sozialen Lernens ausgewogen 
miteinander verknüpfen. Die Förderung von 
behinderten Schülerinnen und Schülern soll im 
gemeinsamen Unterricht erfolgen.
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Rechtliche Konsequenzen aus der BRK
Brem.SchulG
§ 22 Zentrum für unterstützende Pädagogik
(1) Sonderpädagogische und weitere unterstützende pädagogische 
Förderung wird in den allgemeinen Schulen durch eingegliederte Zentren für 
unterstützende Pädagogik gewährleistet. Das Zentrum für unterstützende 
Pädagogik unterstützt die Schule bei der inklusiven Unterrichtung.
(2) Durch das Zentrum für unterstützende Pädagogik werden Schülerinnen 
und Schüler entsprechend ihrer Behinderung, ihrem sonderpädagogischen 
Förderbedarf und ihrer individuellen Problemlage betreut, erzogen und 
soweit nötig unterrichtet. Es kann dafür auch therapeutische, soziale und 
sonstige Hilfen außerschulischer Träger einbeziehen.
(3) Zentren für unterstützende Pädagogik haben die Aufgabe, die allgemeine 
Schule in allen Fragen sonderpädagogischer und weiterer unterstützender 
pädagogischer Förderung zu beraten und zu unterstützen.
(4) In den allgemeinen Schulen können Zentren für unterstützende 
Pädagogik eingerichtet werden, die sich nach der Art ihrer 
sonderpädagogischen Förderschwerpunkte und nach dem Angebot an 
Bildungsgängen unterscheiden. Die einzelnen Förderschwerpunkte von 
Zentren für unterstützende Pädagogik, ihre jeweiligen Bildungsgänge und 
deren Dauer sowie das Nähere über die wegen der Form der Behinderung 
notwendigen Abweichungen von den Zeugnis- und 
Versetzungsbestimmungen regelt eine Rechtsverordnung.
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Rechtliche Konsequenzen aus der BRK
Brem.SchulG
§ 25a Werkschule
(1) Die Stadtgemeinden können Werkschulen einrichten, die an 
berufsbildenden Schulen angegliedert werden. Sie können 
ausnahmsweise als eigenständige Schulen organisiert werden.“
(2) Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstufe 8 können sich um 
Aufnahme in den Bildungsgang bewerben. Die Anwahl dieses 
Bildungsganges ist freiwillig. Eine Aufnahmekommission 
entscheidet über die Aufnahme.
(3) Der Bildungsgang dauert drei Jahre und umfasst die 
Jahrgangsstufen 9 bis 11. Mit einem bestimmten Notenbild kann am
Ende der Jahrgangsstufe 10 die Einfache Berufsbildungsreife erlangt 
werden. Am Ende der Jahrgangsstufe 11 steht die Prüfung zur 
Erweiterten Berufsbildungsreife.
(4) Das Nähere zum Aufnahmeverfahren, zu dem Notenbild nach 
Absatz 3 sowie zu den organisatorischen, personellen und 
sächlichen Voraussetzungen und der Gestaltung des 
Bildungsganges regelt eine Rechtsverordnung.“
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Rechtliche Konsequenzen aus der BRK
Brem.SchulG

§ 35 Sonderpädagogische Förderung
(1) Behinderte und von Behinderung bedrohte Schülerinnen und 
Schüler haben einen Anspruch auf sonderpädagogische 
Förderung. Sie unterstützt und begleitet diese Schülerinnen und 
Schüler durch individuelle Hilfen zu einer angemessenen 
Schulbildung im Rahmen der Schulpflicht und zum Besuch 
weiterführender Bildungsgänge.
(2) Sonderpädagogischer Förderbedarf umschreibt individuelle 
Förderbedürfnisse im Sinne spezieller unterrichtlicher und 
erzieherischer Erfordernisse, deren Einlösung eine 
sonderpädagogische Unterstützung oder Intervention nötig 
macht. Sonderpädagogischer Förderbedarf besteht bei Kindern 
und Jugendlichen, die in ihren Bildungs-, Entwicklungs- und 
Lernmöglichkeiten so beeinträchtigt sind, dass sie im Unterricht 
ohne sonderpädagogische Unterstützung nicht hinreichend 
gefördert werden können.
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Rechtliche Konsequenzen aus der BRK
Brem.SchulG

§ 35 Sonderpädagogische Förderung
(3) Auf der Grundlage förderdiagnostischer Gutachten werden die 
individuellen Förderbedürfnisse ermittelt. Das Verfahren zur Feststellung 
des sonderpädagogischen Förderbedarfs bei Schülerinnen und Schülern 
wird vor der Einschulung oder während des späteren Schulbesuchs auf 
Antrag der jeweiligen Schule nach Beratung mit dem zuständigen 
Zentrum für unterstützende Pädagogik, der Erziehungsberechtigten, des 
zuständigen Gesundheitsamtes oder auf eigene Entscheidung in 
Verantwortung der Fachaufsicht durchgeführt. Die Ermittlung des 
sonderpädagogischen Förderbedarfs setzt die Beteiligung der 
Erziehungsberechtigten, ein förderdiagnostisches Gutachten, ein 
schulärztliches Gutachten und auf Wunsch der Erziehungsberechtigten 
auch ein schulpsychologisches Gutachten voraus. Die jeweiligen 
Schülerinnen und Schüler sind verpflichtet, an den notwendigen 
Untersuchungen, einschließlich schulischer Testverfahren, mitzuwirken 
und sich der schulärztlichen Untersuchung zu unterziehen. 
Widersprechen Erziehungsberechtigte dem Verfahren zur Ermittlung des 
sonderpädagogischen Förderbedarfs, kann bei Nachteilen für den 
Schüler oder die Schülerin die zuständige Schulbehörde auf der 
Grundlage einer weiteren Überprüfung, die durch Rechtsverordnung zu 
regeln ist, die Durchführung des Verfahrens veranlassen.
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Rechtliche Konsequenzen aus der BRK
Brem.SchulG
§ 35 Sonderpädagogische Förderung
(4) Ein Entwicklungsplan des Landes zur schulischen 
Förderung von Schülerinnen und Schülern mit Bedarf an 
unterstützender Pädagogik und sonderpädagogischer 
Förderung soll einen Zeitrahmen für den Übergang nach 
§ 70a, Perspektiven und Maßnahmen für die Realisierung 
des Auftrags nach § 4 Abs. 5 aufzeigen. Die schulische 
Förderung von Schülerinnen und Schülern mit Bedarf an 
unterstützender Pädagogik und sonderpädagogischer 
Förderung ist Auftrag des gesamten Schulsystems. Alle 
Schulen müssen Perspektiven und Maßnahmen für die 
Realisierung des Auftrags nach § 4 Abs. 5 erarbeiten.
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Rechtliche Konsequenzen aus der BRK
Brem.SchulG
§ 55 Erfüllung der Schulpflicht

(4) Schülerinnen und Schüler können von der 
Fachaufsicht zur Erfüllung ihrer Schulpflicht 
vorübergehend einem Regionalen Beratungs- und 
Unterstützungszentrum nach § 14 Abs. 2 des 
Bremischen Schulverwaltungsgesetzes zugewiesen 
werden, wenn sein oder ihr Lern- und Sozialverhalten
dies erforderlich macht oder von ihr oder ihm 
dauerhafte Störungen der Unterrichts- und 
Erziehungsarbeit in seiner oder ihrer Schule zu 
vermeiden und die Maßnahmen nach §§ 46, 47 zuvor 
erfolglos geblieben sind. Die Zuweisung soll zwei 
Schuljahre nicht überschreiten.“



Horst Frehe © Dezember 2009

Rechtliche Konsequenzen aus der BRK
Brem.SchulG
§ 70 a Förderzentrum
(1) Abweichend von § 22 bestehen in den Stadtgemeinden 
Förderzentren übergangsweise bis zur bedarfsdeckenden 
Einführung von in den allgemeinen Schulen eingegliederten Zentren 
für unterstützende Pädagogik fort. Bestehen bleiben als 
Wahlangebot für Schülerinnen und Schüler mit dem 
sonderpädagogischem Förderbedarf Hören die Schule für 
Hörgeschädigte An der Marcusallee, für Schülerinnen und Schüler 
mit dem sonderpädagogischem Förderbedarf Sehen die Schule für 
Sehgeschädigte An der Gete und für Schülerinnen und Schüler mit 
dem sonderpädagogischem Förderbedarf körperliche und 
motorische Entwicklung in Fällen einer schweren umfänglichen 
multiplen Beeinträchtigung die Schule für körperliche und 
motorische Entwicklung An der Louis-Seegelken-Straße.
(2) Bis zur bedarfsdeckenden Einführung von in den allgemeinen 
Schulen eingegliederten Zentren für unterstützende Pädagogik 
haben die Erziehungsberechtigten im Rahmen der Kapazitäten das 
Recht darüber zu entscheiden, ob die sonderpädagogische 
Förderung nach Besuch der Grundschule in Förderzentren, den in 
Absatz 1 Satz 2 genannten Schulen oder in den allgemeinen Schulen 
stattfindet. .
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Rechtliche Konsequenzen aus der BRK
Brem.SchulG
§ 70 a Förderzentrum
(3) Die Entscheidung über den Förderort des 
Kindes oder des oder der Jugendlichen trifft 
nach Beteiligung der Erziehungsberechtigten in 
der Stadtgemeinde Bremen der Senator für 
Bildung und Wissenschaft, in der Stadtgemeinde 
Bremerhaven der Magistrat.“
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Rechtliche Konsequenzen aus der BRK
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit !
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Inklusion fordert Schulentwicklung
Erfahrungen aus der Sophie-Scholl-Schule 

der Lebenshilfe Gießen
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Sophie-Scholl-Schule Gießen

Gründung: 1998 in Trägerschaft der Lebenshilfe Gießen, e.V.
10 Jahre Integrative sechsjährige Grundschule mit 
Förderstufe. Schulentwicklung!
Jakob-Muth-Preis für inklusive Schulentwicklung 2009
Schulerweiterung bis Klasse 10 als IGS seit Sommer 09: 
länger gemeinsam lernen!
Aktuell 300 Kinder (1.-7. Jahrgang) in 14 Lerngruppen, 
darunter 79 Kinder mit Behinderung
In jeder Lerngruppe 20 – 22 Kinder, davon 5-6 mit allen 
Formen von Behinderung
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Ein Leitsatz? 
Das Menschenbild? Die Idee?

Alle sind immer anders verschieden.
In der Sophie-Scholl-Schule begegnen sie sich 

in gegenseitiger Wertschätzung und Anerkennung
und lernen mit- und voneinander.
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Alle sind immer anders verschieden…

Kinder mit und ohne 
Behinderung oder besondere 
Begabung
Kinder mit und ohne 
Migrationshintergrund
Kinder aus verschiedenen 
sozialen Herkunftsmilieus
Kinder mit verschiedenen Haut-
und Haarfarben
Kinder mit unterschiedlichem 
Alter
Mädchen und Jungen
…
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… begegnen sich in gegenseitiger 
Wertschätzung und Anerkennung…
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… und lernen mit- und voneinander …

• im schulischen Lernen und Leben
• im ganztägigen Angebot für alle Sinne
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Konzeptioneller Rahmen
Grundpfeiler: 

Inklusion (eine Schule für alle, 
niemanden zurücklassen)
Jahrgangsmischung in der
Stufenschule
Ganztag: Teilhabe für alle!

Aufgabe: Individuelle Förderung in der 
heterogenen Rahmung

Differenzierung, Soziales Lernen und 
Methodenlernen elementar.

Profilentwicklung: 
Bewegung, Musik, Gesundheit/Ernährung, 
Forschendes Lernen in der naturwissen-
schaftlichen Forscherwerkstatt, Spielen, Kunst…
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Lernen in der inklusiven Schule…

•Lernen = Sachlernen und soziales 
Lernen; Individual- und 
Sozialerziehung gleichgewichtig
• Heterogenität: das Entwicklungs-
und Altersgefälle positiv nutzen
• Das Prinzip Fördern und 
Fordern: individuelle Dosierung des 
Pensums mit unterschiedlicher 
Zielorientierung
• Wechsel von Anspannung und 
Entspannung
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Lernbegleitung im Team

• Multiprofessionelle Klassenteams
Lehrkräfte (alle Schulformen), PäMi: 
Erzieher/in, Heilerz., Sozpäd., Dipl.Päd…, 
BSJ oder Zivi, bei individuellem Bedarf: 
Unterrichtsassistenzen

• Doppelbesetzung der Fachkräfte
• Auftrag: Wachsend selbständiges, nicht 

gleichschrittiges Lernen im Unterricht der 
heterogenen Gruppe anleiten und 
begleiten…

• Alle Erwachsenen: für die Förderung 
aller Kinder der Gruppe verantwortlich

• Rollenwechsel, Von- und miteinander 
lernen, - auch im Team der Erwachsenen
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Methodenwissen der Lehrkräfte als 
Voraussetzung für differenzierende 

Unterrichtsformen

• Arbeit mit Wochen- oder Tagesplan
• Arbeit mit Werkstätten oder Stationen
• Arbeiten in der Forscherwerkstatt
• Arbeiten in Thematischen Einheiten
• Experiment der Woche
• Praktisches Lernen in Projekten

Und hieraus erwachsend:
Methodenwissen der Kinder



Wiltrud Thies, Mai 2010

Wie geht das konkret? 3 Formen…

• Individualisierung des Lernens bei 
gleicher Rahmung (z.B. 
Wochenplan) und/oder gleichem 
thematischen Bezug 

• Gemeinsames Lernen am 
gemeinsamen Thema

• Gruppen-Lernen zur Förderung der 
sozialen Kompetenzen aller Kinder 
(Wertschätzung, Respekt, 
Hilfsbereitschaft)

Elementar für den Erfolg:
Kommunikation, Regeln und 
Rituale
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Wichtige Ergänzung zum schulischen 
Lernen: Therapeutische Hilfen

Kooperation mit benachbarten therapeutischen Praxen
(Logopädie, Ergotherapie, Krankengymnastik): Wo es Sinn 
macht: Therapie im Schulalltag verankert
Kooperation mit Lerntherapeuten
Kooperation mit Frühförderung
Kooperation mit Universität
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Zum Schluss:
Zwei kurze Antworten auf 
zwei wichtige Fragen…
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Gewinner und Verlierer 
des inklusiven Unterrichts?

• Verlierer kann es nur geben, wenn mittel- und langfristig 
die Rahmenbedingungen nicht stimmen.

• Die inklusive Schule zeigt sich prinzipiell jedem 
einzelnen Kind verantwortlich. Es werden nicht länger 
sog. „I-Kinder“ in die ansonsten unveränderte 
Regelschule aufgenommen, sondern die Schule muss 
sich so verändern, dass jedes Kind hier optimale 
Lernbedingungen vorfindet…
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Über- und Unterforderungen durch das 
Modell der inklusiven Schule?

Das inklusive Prinzip steht für individuell adäquate 
Förderung und Forderung…

• Für alle SchülerInnen: ganzheitliche Entwicklung, 
größtmögliche Förderung, vernetztes Denken, 
Methodenwissen, Lebenskompetenz

• Für alle Lehrkräfte: Entwicklung neuer Professionalität, 
Lernen und Lehren in Team-Kooperation, gezielte 
Weiterbildung im Rahmen gezielter Schulentwicklung, 
Noch-Nicht-Wissen gehört dazu. We can do it!
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Konzept zum Modell der Weiterentwicklung von Unterrichtsorganisation und -gestaltung nach § 127c HSchG: 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

Maßnahmen zur Zielerreichung: 

 

- Weiterentwicklung der schulinternen Konzepte zur Prävention von Schulversagen und zur 

Integration behinderter Kinder 

- Individualisierter Unterricht und kompetenzorientiertes Lernen 

- Auflösung der Jahrgangsklassen, damit Heterogenität 

 anerkannt und Differenzierung zum Prinzip wird. 

- Teamarbeit in allen Lerngruppen 
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I. Ausgangslage 
 

Die Lebenssituation von Kindern hat sich in den vergangenen Jahren allgemein und 

in vielen Wohngebieten/Stadtteilen von Großstädten im Besonderen dramatisch ver-

ändert.  

 

Das gilt in hohem Maße auch für den Einzugsbereich der Römerstadtschule, in dem 

folgende Entwicklungen zu beobachten sind: 

 

� Zunehmende Arbeitslosigkeit von Eltern und damit verbunden zunehmende 

Armut in Elternhäusern – Der Anteil der unter 15-Jährigen im SGB II-

Leistungsbezug (Hartz IV) beträgt 37,7%. In Frankfurt sind es im Durchschnitt 

26,3%.1 

� Vermehrt allein erziehende Elternteile, die durch Doppelbelastung häufig über-

fordert sind und die auf zuverlässige und zeitlich umfangreiche Betreuungsan-

gebote angewiesen sind – Der Anteil der Alleinerziehenden an allen Haushal-

ten beträgt 32,1%. In Frankfurt sind es im Durchschnitt 28,2%.2 

� Gleichzeitig eine viel zu geringe Anzahl von Hortplätzen3 

� Das Zurückfahren von städtischen und kirchlichen Kinder- und Jugendbetreu-

ungsangeboten aus finanziellen Gründen  

� Viel zu wenige Einrichtungen für Hausaufgabenbetreuung, deshalb lange 

Wartelisten  

� Eine Bevölkerungsstruktur mit zunehmend bildungsfernen Familien  

� Verstärkter Zuzug von Familien mit Migrationshintergrund, häufig verbunden 

mit sprachlich und kulturell bedingten Problemen (6% Zunahme zwischen 

2008 und 2009)4 

� Beengte Wohnverhältnisse für Familien mit mehreren Kindern im Einzugsbe-

reich  

� Eine wenig geschützte und kindgerechte Umgebung, die zudem durch zu-

nehmende Gewalt und Kleinkriminalität geprägt ist, d.h. kaum noch sicherer 

Raum, um den eigenen Körper, um Fähigkeiten und Grenzen zu erfahren 

� Einflüsse einer hektischen, konsumorientierten Umwelt (Nordwestzentrum)     

                                                 
1 Dr. Jacobs, Herbert April 2009: Daten zum Stadtbezirk 432 
2 ebd. 
3 Vgl. Protokoll des Psychosozialen Arbeitskreises Nordweststadt v. 16.09.2008 
4 Vgl. Schulinterne Erhebungen Dez. 07 und Jan. 09 
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� Ständige Reizüberflutung und Leben in einer Scheinwelt durch Fernsehen und 

elektronische Spielgeräte 

� „Der Anteil der Minderjährigen aus Familien, die familienunterstützende Hilfen 

der Jugendhilfe bekommen (ohne Erziehungsberatung, ohne Inobhutnahme 

und Heimunterbringung) beträgt 5,1%, während es in der Stadt insgesamt 

2,2% sind.“5 

 

Dies alles führt dazu, dass immer mehr Kindern wesentliche Grundvoraussetzungen 

fehlen, um die vielfältigen Anforderungen von Schule zu bewältigen und ihren Fähig-

keiten entsprechend Leistungen erbringen zu können. Häufig wachsen sie ohne ein 

zuverlässiges und stabiles häusliches und außerhäusliches Umfeld auf, in dem sie 

umsorgt und angeleitet werden, altersgemäße Grunderfahrungen machen und in 

Ruhe die nötige Selbstständigkeit und Selbstsicherheit entwickeln können. 

 

Immer mehr Kinder kommen schlecht und unzureichend ernährt und - im materiellen 

wie im psychisch-emotionalen Sinne - unzulänglich ausgerüstet zur Schule. Sie sind 

häufig nur sehr eingeschränkt in der Lage, angemessen soziale Beziehungen aufzu-

nehmen und zu pflegen, sind schwer zu motivieren, wenig arbeitsbereit und vielfach 

unter ihren kognitiven Möglichkeiten leistungsfähig.  

Dies führt - bereits bei Kindern im Grundschulalter – zunehmend zu depressiv wir-

kender Resignation oder zu verbaler oder physischer Aggressivität einerseits und zu 

Leistungsversagen andererseits.  

 

Zum Einzugsgebiet der Römerstadtschule zählen aber auch Kinder aus so genann-

ten behüteten Elternhäusern. Kinder, deren Eltern großen Wert auf eine gute Ausbil-

dung ihrer Kinder legen und diese best möglich fördern. Diese Kinder sind in der 

Minderzahl; die soziale Kommunikation zwischen beiden Gruppen ist schwierig und 

muss behutsam angebahnt werden. 

                                                 
5 Dr. Jacobs, Herbert April 2009: Daten zum Stadtbezirk 432 
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Das bedeutet:  

 

Die Anforderungen im Schulbezirk der Römerstadtschule haben sich drastisch 

verändert. Um den Bedürfnissen der Kinder aus unserem Einzugsbereich und 

dem umfassenden pädagogischen Auftrag der Grundschule auch zukünftig 

gerecht zu werden, muss die Römerstadtschule sich weiterentwickeln. 

 

Das Kollegium der Römerstadtschule hat deshalb nach Möglichkeiten und Wegen 

gesucht, die Schule so zu gestalten, dass sie auf die veränderten Bedingungen an-

gemessen reagieren kann. Im Modell der jahrgangsgemischten Schule für alle, 

sehen wir eine Chance, unseren Bildungsauftrag effektiv, gerecht und chancengleich 

zu erfüllen: 

 

� Alle Kinder werden auf dem Stand ihrer jeweiligen sozialen, emotionalen und 

intellektuellen Fähigkeiten abgeholt. 

� Alle Kinder werden in ihrer individuellen Lernentwicklung gefördert und beglei-

tet. 

� Kein Kind wird zurückgelassen. 

 

Das Modell soll ab Schuljahr 2010/11 umgesetzt werden. 

               

Unabdingbar ist als Antwort auf die zuvor beschriebene Problematik allerdings lang-

fristig die Weiterentwicklung der Römerstadtschule zur Ganztagsschule im 

Stadtteil, in der u.a. folgende Aspekte Berücksichtigung finden: 

 

� Schule als Lebensraum mit zuverlässigen Beziehungen und Unterstützung in 

     allen Bereichen 

� Vernetzung mit Kindergärten und Kinderbetreuungseinrichtungen 

� Kindergesundheit durch Anleitung zu gesunder Ernährung 

� Bewegungsförderung 

� Ausbau der Therapieangebote für alle Kinder (Logopädie, Ergotherapie, Phy-

siotherapie) 

� Schulsozialarbeit 
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� Unterstützung der Familien durch Elternberatung, Kommunikationsangebote 

(z. B. Elterncafé), Ausbau der Sprachkurse für Frauen („Mama lernt Deutsch“) 

� Bauliche Veränderungen und Erweiterung – Öffnung zum Stadtteil 

 

Im Rahmen des Landesprogramms „Ganztagsschule nach Maß“ wird die Römer-

stadtschule zum Schuljahr 2010/11 den Antrag auf Ausweitung zur gebundenen 

Ganztagsschule stellen. 
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II. Pädagogische Konzeption 

 
Formale Beschreibung des Modells der jahrgangsgemischten Schule für alle 

Stufe 1:
6 Kinder

Stufe 1:
6 – 7 Kinder

Stufe 3:
6 – 7 Kinder

Stufe 3:
6 Kinder

Stufe 2:
6 Kinder

Stufe 4:
6 Kinder

Stufe 2:
6 Kinder

Stufe 4:
6 Kinder

Lehrer A + B Lehrer C + D

Lerngruppe Lerngruppe

Partnergruppe

Team

 
 

� Die Römerstadtschule besteht aus sechs jahrgangsgemischten Partnergruppen. 

� Jede Partnergruppe besteht aus zwei Lerngruppen, die miteinander verzahnt 

sind. 

� In jeder Lerngruppe  werden jeweils sechs bis sieben Kinder aus den Jahrgängen 

Eins bis Vier gemeinsam unterrichtet.  

� Pro Lerngruppe sollen maximal 25 Kinder beschult werden. 

� In allen Partnergruppen lernen auch Kinder mit sonderpädagogischem Förderbe-

darf.  

� Zwei Lehrkräfte unterrichten gemeinsam in einer Lerngruppe. 

� In einer Partnergruppe arbeiten drei Grundschullehrer/innen und ein/e Förder-

schullehrer/in eng im Team zusammen. 

� Der meiste Unterricht findet in den altersgemischten Lerngruppen statt. Nach Be-

darf (vier bis fünf Stunden pro Woche) können aber auch die Kinder der gleichen 

Jahrgangsstufe aus beiden Lerngruppen zusammengefasst werden. Diese Jahr-

gangsgruppen werden von einer Lehrkraft betreut und sind relativ klein (12 – 15 

Kinder). 
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� Ebenso können nach Bedarf stundenweise Gruppen mit gleichem Leistungsstand 

zusammengestellt werden. 

� In jedem neuen Schuljahr verlassen die Kinder der Jahrgangsstufe Vier ihre 

Lerngruppe, und es werden in der entsprechenden Anzahl Schulanfänger in die 

Gruppe aufgenommen.  

 

Ein Grundsatz dieses Modells ist: 

 

„So viel gemeinsames Lernen wie möglich, aber auch so viel äußere und innere Dif-

ferenzierung wie nötig!“ 

 

 

Jahrgangsmischung 

„Wenn eine Lehrerin eine Klasse mit 20 7-jährigen Kindern vor sich hat, dann unter-

scheiden sich die Kinder in ihrem Entwicklungsalter um mindestens 3 Jahre (…). Es 

gibt Kinder, die mit 7 Jahren ein Entwicklungsalter von 8 bis 9 Jahren haben und be-

reits lesen können. Andere mit einem Entwicklungsalter von 5 bis 6 Jahren sind noch 

weit davon entfernt.“6 

Diese Aussage des Schweizer Professors für Kinderheilkunde Remo Largo sowie 

langjährige Erfahrungen aus anderen Schulen, wie z.B. der Peter-Petersen-Schule 

am Rosenmaar in Köln oder der Grundschule Berg Fidel in Münster begründen die 

Zielsetzung des Kollegiums der Römerstadtschule das pädagogische Konzept umzu-

stellen und Unterricht über vier Jahre altersgemischt anzubieten. 

Weitere Argumente, die dies unterstützen: 

 

� Die Kinder kennen das Leben und Lernen in altersgemischten Gruppen (Famili-

engruppen) aus dem Kindergarten.7 

� Die Problematik der Schuleingangsphase wird entschärft: Es kommen jeweils 

nur wenige neue Kinder in eine bestehende Lerngruppe und werden von den äl-

teren Kindern in den Schulalltag eingeführt und bei auftretenden Schwierigkei-

ten unterstützt.8 

                                                 
6 Largo, Remo H. / Beglinger, M. 2009:  Schülerjahre – Wie Kinder besser lernen, Piper Verlag, Seite 18f. 
7 Vgl. Bildungs- und Erziehungsplan für Kinder von 0 bis 10 in Hessen Dezember 2007 
8 ebd. 
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� Die Kinder wechseln in altersgemischten Gruppen häufig ihre Rolle: Sie sind 

zunächst die „Kleinen“, werden im Laufe ihrer Schullaufbahn zu „Partnern“, 

„Helfern“ und „Großen“. Von Anfang an werden soziales Bewusstsein und ver-

antwortliches Handeln der Kinder gefördert, die dadurch wesentliche soziale 

Kompetenzen wie Toleranz und Teamfähigkeit erwerben.9 

� Das Stigma des Sitzenbleibens entfällt: Jedes Kind bleibt in seiner Lerngruppe, 

bis es die Grundschule verlässt. 

� Es ist möglich, die Verweilzeit in der Grundschule flexibler zu gestalten, je nach 

Bedarf zwischen drei und sechs Jahren. 

� Rituale und Regeln müssen nicht immer wieder neu eingeführt werden. Ältere 

Kinder geben sie auf selbstverständliche Weise an jüngere weiter.10 11 

� Untersuchungen in altershomogenen Klassen belegen, dass gegenseitiges Hel-

fen aufgrund von Konkurrenzsituationen Gleichaltriger problematisch sein kann. 

Durch Aufbrechen der Altersgrenzen vergleichen sich die Kinder weniger unter-

einander. Der Konkurrenzdruck entfällt. Gegenseitiges Helfen und Unterstützen 

erhält eine andere Wertigkeit.12 

 

Integration von behinderten Kindern 

„Unterschiede, z.B. in Geschlecht, Herkunft, Kultur, Religion, Behinderung, im Ent-

wicklungstempo, Stärken und Schwächen sind anzuerkennen. Sie bedürfen einer 

besonderen Aufmerksamkeit und Wertschätzung. Ihre Berücksichtigung können eine 

bereichernde Lernsituation bieten und zu mehr gemeinsamem Lerngewinn führen.“13 

Diese Erkenntnis, festgeschrieben im Bildungs- und Erziehungsplan von 0 bis 10 

Jahren in Hessen, bestätigt die Erfahrungen, die in den Klassen des Gemeinsamen 

Unterrichts an der Römerstadtschule in den vergangen 20 Jahren gewonnen wurden. 

Des Weiteren bestätigen Untersuchungen zu diesem Thema, dass die Akzeptanz 

von Minoritäten bzw. von Anderssein in Integrationsklassen besser gelingt als in Re-

gelklassen.14 

                                                 
9 Vgl. Bildungs- und Erziehungsplan für Kinder von 0 bis 10 in Hessen Dezember 2007 
10 Vgl. Largo, Remo H. / Beglinger, M. 2009:  Schülerjahre – Wie Kinder besser lernen, Piper Verlag München 
11 Vgl. Bildungs- und Erziehungsplan für Kinder von 0 bis 10 in Hessen Dezember 2007 
12 Vgl. Dr. Burk, Karl-Heinz Februar 2009: „Helfen in entwicklungsheterogenen Lerngruppen“ Skript zur Fort-
bildungsveranstaltung in Frankfurt 
13 Bildungs- und Erziehungsplan für Kinder von 0 bis 10 in Hessen Dezember 2007, Seite 31 
14 Preuss-Lausitz, Ulf  2002: Integrationsforschung – Ansätze, Ergebnisse und Perspektiven. In: Eberwein, Hans 
/ Knauer, Sabine (Hrsg.):Integrationspädagogik. Kinder mit und ohne Beeinträchtigungen lernen gemeinsam. 
Weinheim Beltz 2002 
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Reinhard Stähling formuliert deswegen als pädagogische Konsequenz für eine Schu-

le im Brennpunkt die Gleichverteilung der Kinder mit Förderbedarf in alle Klassen der 

Schule und die Gleichverteilung der Lehrerstunden auf alle Klassen.15 Dies soll Ziel 

des neuen Konzepts der Römerstadtschule sein. 

  

Kompetenzorientiertes Lernen 

Kinder sind neugierig und wollen ihre Kompetenzen fortwährend erweitern und aus-

bauen. Sie erkunden ihre Umwelt und treten mit ihr in Austausch. Auf diese Weise 

können schon vor Schulbeginn zahlreiche Kompetenzen in den unterschiedlichsten 

Bereichen aufgebaut werden. An diesen gilt es anzuknüpfen, dabei die Kinder weder 

zu unter- noch zu überfordern.16 

 

� Der Unterricht muss differenziert und individualisiert gestaltet werden. - Die 

Lehrkräfte haben eine genaue Kenntnis über den Leistungsstand der Kinder. 

Sie passen ihre Anforderungen und ihre Arbeitsmaterialien der jeweiligen Lern-

stufe des einzelnen Kindes an.17 

� Fächerbezogene schulinterne Curricula werden auf Grundlage der Bildungs-

standards erstellt. 

� Selbstständige und eigenverantwortliche Lernprozesse werden initiiert. Die 

Lernmotivation der Kinder bleibt erhalten, wird ggf. sogar gestärkt. 

� Durch die Arbeit mit Lernlandkarten und Portfolios wird das Lernen für die Kin-

der transparenter. Jedes Kind kann seinen eigenen Lernweg nachvollziehen. 

� Die Kinder lernen ihr eigenes Tempo und ihre Möglichkeiten einzuschätzen und 

gewinnen dadurch Sicherheit und Selbstvertrauen. 

� Sie erkennen ihre Stärken und lernen ihre Schwächen zu akzeptieren. 

 

Kooperatives Lernen 

� Die Kinder helfen sich gegenseitig beim Lernen des Stoffes. Dies gelingt am 

besten, wenn die Lerngruppen nach Fähigkeit, Leistung, Geschlecht und Minori-

tätenstatus möglichst heterogen zusammengesetzt sind.18 

                                                 
15 Vgl. Stähling, Reinhard 2006: Du gehörst zu uns – Inklusive Grundschule, Schneider Verlag Hohengehren 
16 Vgl. Bildungs- und Erziehungsplan für Kinder von 0 bis 10 in Hessen Dezember 2007, S. 21 
17 Vgl. Largo, Remo H. / Beglinger, M. 2009:  Schülerjahre – Wie Kinder besser lernen, Piper Verlag München 
18 Vgl. König, Philip November 2008: Förderung des Leseverständnisses mit kooperativen und selbstgesteuerten 
Lernformen, Hamburg: Diplomica Verlag, Kapitel 4 
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� „Lernen durch Lehren: Wer anderen hilft und ihnen erklärt, vertieft sein eigenes 

Verständnis. Kinder sind oft bessere Lehrmeister als Erwachsene. Kinder lernen 

voneinander leichter als von Erwachsenen, weil sie sich in ihrem Denken und 

ihrer Sprache näher sind.“19 

 

Teamarbeit  

� Durch die Teamarbeit von zwei Lehrkräften in einer Lerngruppe entsteht für die 

Kinder, die in ihrem Alltag häufig Instabilitäten bzgl. ihrer Bezugspersonen aus-

gesetzt sind, Kontinuität20. – Arbeitsstrukturen und Routinen bleiben auch beim 

Wechsel einzelner Lehrkräfte bestehen. 

� Durch die enge Zusammenarbeit von Personen unterschiedlicher Professionen 

(drei Grundschullehrer/innen, Förderschullehrer/in, Integrationshelfer/in, 

FSJler/in) in den kooperierenden Partnergruppen werden die verschiedenen 

Kompetenzen effektiv eingesetzt und optimal genutzt.   

� Eine bessere Diagnostik von Stärken und Schwächen und somit eine individuel-

lere Förderung und Unterstützung sowohl der leistungsschwächeren als auch 

der leistungsstärkeren Kinder ist dadurch möglich. 

� Teamarbeit bietet für Lehrer ein hohes Maß an Berufszufriedenheit durch quali-

fizierten pädagogischen Austausch, professionelle Strukturierung von Arbeits-

materialien und Arbeitsprozessen und gemeinsam entwickelte Erziehungs- und 

Bildungsziele auf Grundlage der Bildungsstandards. 

 

Leistungsbeurteilung  

Individualisierendes Lernen erfordert ein hohes Maß an Beratung und Begleitung des 

einzelnen Kindes. Lernentwicklungsgespräche, an denen Eltern, das Kind und das 

Lehrerteam teilnehmen, finden regelmäßig statt und werden dokumentiert. Darüber 

hinaus werden am Ende des Schulhalb- bzw. Schuljahres Zeugnisse geschrieben. 

 

Religionsunterricht 

Die Frage nach dem Auftrag des Religionsunterrichts und seiner Öffnung stellt sich 

für die Schulgemeinde der Römerstadtschule immer wieder neu. Der Anteil der Kin-

der mit christlicher Religionszugehörigkeit ist gering. Im Schuljahr 2008/09 stellt sich 

die Religionszugehörigkeit der Schülerinnen und Schüler der Römerstadtschule fol-
                                                 
19 Largo, Remo H. / Beglinger, M. 2009:  Schülerjahre – Wie Kinder besser lernen, Piper Verlag, Seite 173 
20 Vgl. hierzu auch: Bildungs- und Erziehungsplan für Kinder von 0 bis 10 in Hessen Dezember 2007, S. 26 f. 
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gendermaßen dar: Evangelisch: 46 Kinder, katholisch: 49 Kinder, muslimisch: 107 

Kinder, andere Religion bzw. nicht getauft: 72 Kinder21. 

 

Bereits seit Anfang der neunziger Jahre führte diese Entwicklung zu vielfachen Prob-

lemen in der Unterrichtspraxis. Fast ausschließlich mussten Lerngruppen aus mehre-

ren Klassen gebildet werden mit den damit verbundenen ungünstigen Folgen für die 

Stundenplangestaltung. Aus diesem Grund wurden im Schulprogramm der Römer-

stadtschule seit 2002 im Einvernehmen mit den Religionspädagogischen Ämtern fol-

gende Grundsätze für den Religionsunterricht festgeschrieben: 

 

„Im Einverständnis mit den betroffenen Eltern erteilen wir zur Zeit Religionsunterricht 

als konfessionellen Religionsunterricht in ökumenischer Öffnung.  

 

Das bedeutet: 

 

- Die geltenden Rahmenrichtlinien sind Grundlage des Unterrichts. Die Fach-

konferenz erarbeitet jeweils entsprechende Unterrichtspläne. Bei der Auswahl 

der Inhalte werden die konfessionellen Besonderheiten mit dem Ziel gegensei-

tigen Verstehens behandelt. 

 

- Die den Religionsunterricht gestaltenden Lehrkräfte müssen sich bei Bedarf  

ggf. ausreichende Kenntnisse der konfessionellen Besonderheiten und Prä-

gungen der Schüler/innen anderer Konfessionszugehörigkeit aneignen.“22 

 

Mit Einführung des neuen Unterrichtsmodells sollen diese Prinzipien weiterentwickelt 

werden. Der Religionsunterricht wird in den Rhythmus des Vormittags integriert. Für 

alle Kinder der Partnergruppe, die nicht am Religionsunterricht teilnehmen, gibt es 

zeitlich parallele Lernangebote mit dem Ziel der Werte- und Friedenserziehung. 

 

                                                 
21 LUSD-Datenabzug vom 03.06.09 
22 Schulprogramm Version 2008, Seite 34ff. 
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Prävention / Förderung in den Bereichen Sprache, Erziehung, Wahrnehmung, 

Motorik 

Die Zahl der Kinder, die in den Bereichen Sprache, Erziehung,  Wahrnehmung und 

Motorik einer besonderen Förderung bedürfen, ist im Einzugsgebiet der Römerstadt-

schule sehr hoch. 

Derzeit werden ca. 18 % aller Kinder nach den Grundsätzen der VoLRR im Rahmen 

individueller Förderpläne unterstützt bzw. durch eine Präventionslehrkraft23 betreut.24 

Die Anzahl der Kinder, die nach § 58 Abs 3 HSchG vom Schulbesuch zurückgestellt 

wurden, betrug in den Jahren 2007 bis 2009 im Durchschnitt 16 % des Jahrgangs.  

Laut Einschätzung der unterrichtenden Lehrkräfte benötigen lediglich ein Drittel der 

Kinder der Römerstadtschule keine zusätzliche Unterstützung, um die Grundschule 

erfolgreich bewältigen zu können.25 

Dieser Ausgangssituation soll das Modell durch folgende Maßnahmen besser ge-

recht werden: 

 

� Die vier Lehrkräfte kennen alle Kinder der Partnergruppe. Probleme von oder mit 

Kindern können konstruktiv und schnell, durch unterschiedliche Blickwinkel und 

Wahrnehmungen (acht Augen sehen mehr als zwei) angegangen werden. 

� Die Lehrkräfte beraten sich gegenseitig in pädagogischen und fachlichen Fra-

gen. So werden alle Kompetenzen genutzt. Optimalerweise besucht das Team 

ca. einmal im Monat gemeinsam die Supervision. 

� Einzel- u. Kleingruppensituationen bzw. individuelle Förderung sind durch opti-

male Nutzung der Ressourcen möglich. 

� In jeder Partnergruppe ist sonderpädagogische Kompetenz vorhanden, die zur 

Diagnose und Beratung genutzt werden kann. 

� Elterngespräche werden im Team intensiv vorbereitet. Eine Beratung kann somit 

zielgerichteter erfolgen.  

� Kooperative Lernformen bieten zusätzliche Ressourcen  
 

Optimal wären die Unterstützung des Lehrerkollegiums durch eine/n Schulsozialar-

beiter/in sowie die Nutzung der in den Räumen der Schule ansässigen Therapiean-

gebote in den Bereichen Logopädie, Ergotherapie und Krankengymnastik nicht nur 

für die sonderpädagogisch überprüften, sondern für alle bedürftigen Kinder der 

Schulgemeinde. 

                                                 
23 Vgl. Schulprogramm Version 2008, Seite 33 f. 
24 Vgl. Zeugnisse der Schülerinnen und Schüler in den letzten beiden Schuljahren. 
25 Vgl. Befragung der Lehrkräfte vom 27.03.09 
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Sprachförderung für Kinder mit Migrationshintergrund 

Aufgrund der besonderen Rahmenbedingungen ist Sprachförderung bereits seit eini-

gen Jahren Schwerpunkt im pädagogischen Konzept der Römerstadtschule. Das im 

Jahr 2005 von der Schulgemeinde verabschiedete Förderkonzept wurde vom Staatli-

chen Schulamt Frankfurt als vorbildlich eingestuft.26 

Im Schulprogramm der Schule wird der aktuelle Stand der Maßnahmen beschrie-

ben27. Kooperative Lernformen in jahrgangsgemischten Gruppen ermöglichen gera-

de im Bereich der Sprache vielfältige Möglichkeiten um dieses Konzept weiterzuent-

wickeln. Fördernde Sprachanlässe ergeben sich aufgrund der Lern- und Alltagssitua-

tion am Unterrichtsvormittag. Sie müssen nicht künstlich geschaffen werden und wir-

ken aufgrund ihrer Authentizität nachhaltig.  

 

Sonderpädagogische Förderung 

Im Rahmen des Gemeinsamen Unterrichts28 kann die Schulgemeinde auf eine 

zwanzigjährige Erfahrung der Integration von behinderten Kindern verschiedenster 

Beeinträchtigungen zurückblicken.  

Eine inhaltliche Weiterentwicklung des traditionellen „Gemeinsamen Unterrichts“ fin-

det seit Schuljahr 2008/09 im Rahmen des Projektes Integration und Prävention29 

statt.  

Im geplanten Modell sollen der Unterschied zwischen Klassen des Gemeinsamen 

Unterrichts und Regelgrundschulklassen gänzlich aufgehoben und die Ressourcen 

entsprechend aufgeteilt werden. In allen Lerngruppen sollen behinderte und nicht 

behinderte Kinder beschult und gefördert werden. Die sonderpädagogische Förde-

rung soll durch die Förderschullehrkraft im Team der Partnergruppe gewährleistet 

sein. 

Im Einzugsgebiet der Römerstadtschule nimmt seit drei Jahren der Anteil der Kinder 

mit sonderpädagogischem Förderbedarf, insbes. in den Bereichen LH und ERZH 

stark zu. So wurde im aktuellen Einschulungsjahrgang bei 16 % der Kinder ein son-

derpädagogischer Förderbedarf festgestellt. Sechs der gemeldeten Kinder können 

trotz ausdrücklichem Elternwunsch nach Beschulung an der allgemein bildenden 

                                                 
26 Vgl. Sprachförderkonzept der Schule aus dem Jahr 2005 und Ergebnis der externen Evaluation der Sprachför-
derung durch das Staatliche Schulamt Frankfurt vom 18.05.06 
27 Vgl. Schulprogramm Version 2008, Seite 26 ff. 
28 Vgl. Schulprogramm Version 2008, Seite 32f.. 
29 Vgl. Schulprogramm Version 2008, Seite 34 f. 
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Schule nicht im Gemeinsamen Unterricht der Römerstadtschule aufgenommen wer-

den. Aufgrund der Struktur im Stadtteil ist in den kommenden Jahren mit ähnlichen 

Zahlen zu rechnen. 

Die Schulgemeinde strebt langfristig an, allen Kindern des Schulbezirks einen wohn-

ortnahen Schulbesuch zu ermöglichen. 

 

III. Partizipation 
 

Gremienstruktur 

Im Schulprogramm wird die Organisationsstruktur der Römerstadtschule durch fol-

gendes Organigramm dargestellt: 30 

 

 

 

 

 

 

 

               

 

 

 

 

 

Seit Beginn des umfassenden Schulentwicklungsprozesses im November 2008 wer-

den diese Gremien ergänzt durch 

 

� Sitzungen der Koordinierungsgruppe Schulentwicklung im vierwöchigen Ab-

stand (ab Mai 2009 auch unter Elternbeteiligung) 

� Sitzungen verschiedener Arbeitsgruppen zu Themenschwerpunkten (AG El-

tern, Kompetenzorientiertes Lernen, Raumkonzept etc.) 

 

                                                 
30 Schulprogramm Version 2008, Seite 11 

Koordinationstreffen der 
Stufensprecherinnen 

- 
Ca. alle 6 Wochen 

Schulleiterin 

Stufenkonferenzen 
- 

Einmal im Monat 

Koordinationstreffen des 
Schulleitungsteams 

- 
Jede  Woche 

Koordinationstreffen des 
Verwaltungsteams 

- 
Jede Woche 

Schulelternbeirat 
- 

Zwei Mal pro Schuljahr 

Gesamtkonferenz 
- 

Einmal im Monat 

Schulkonferenz 
- 

Drei Mal pro Schuljahr 
Personalrat 

- 
Einmal im Monat 
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Die im Organigramm beschriebenen Grundsätze der Gremienarbeit sollen weitge-

hend erhalten, aber auch ergänzt werden durch folgende Maßnahmen 

 

� Wöchentliche Teamsitzungen der Partnerteams 

� Koordinationstreffen zwischen Sprecher/innen der Partnergruppen und der 

Schulleiterin 

� Koordination der Fachteams zu den Inhalten der verschiedenen Fächer  

� Intensivierung der Elternmitarbeit aufbauend auf den Tätigkeiten der AG Eltern 

 

Klassenrat und Schülerparlament 

Der in allen Klassen der Römerstadtschule etablierte Klassenrat soll bestehen blei-

ben. Die Partizipation der Kinder am Schulleben wird erweitert durch Einführung ei-

nes Schülerparlamentes.31 

 

IV. Schulkultur 
 

Gerade Kinder im sozialen Brennpunkt müssen im Empfinden ihrer Gedanken und 

Emotionen gestärkt werden, um sich selbst und ihre Umwelt bewusster wahrzuneh-

men. Nur so können aus ihnen selbstbewusste Menschen werden, die in der Lage 

sind, den Widerständen des Lebens zu trotzen (Resilienz). 

Im Bildungs- und Erziehungsplan von 0 bis 10 Jahren in Hessen wird den Themen 

Musik, Tanz, darstellender und bildnerischer Kunst in diesem Zusammenhang eine 

hohe Bedeutung zugemessen.32  

Für die pädagogische Arbeit der Römerstadtschule stellen diese Aspekte seit Jahren 

einen Schwerpunkt dar: Chorarbeit für alle Kinder ab Jahrgang Zwei, Tanz und Be-

wegungserziehung vom ersten Schuljahr an, Theaterarbeit in vielen Klassen und in 

freiwilligen AGs.  

Ziele dieser Arbeit sind der Aufbau und die Stärkung des kindlichen Selbstwertge-

fühls, die Förderung der sprachlichen und kommunikativen Kompetenzen und die 

Erweiterung der motorischen und sinnlichen Wahrnehmung. Die Identifikation der 

Kinder mit „ihrer“ Schule wird gestärkt, indem sie durch regelmäßige Konzerte, Musi-

cals und Theateraufführungen das Schulleben aktiv mitgestalten können. 33  

                                                 
31 Vgl. hierzu auch: Bildungs- und Erziehungsplan für Kinder von 0 bis 10 in Hessen Dezember 2007, S. 32 f. 
32 Vgl. Bildungs- und Erziehungsplan für Kinder von 0 bis 10 in Hessen Dezember 2007, S. 66 ff. 
33 Vgl. Schulprogramm Version 2008, Seite 14 ff. 
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Im angestrebten Unterrichtsmodell soll der musische Schwerpunkt der Schule weiter 

gestärkt werden. Durch die intensivierte Teamarbeit werden die besonderen Kompe-

tenzen von Lehrkräften weitergegeben und noch stärker vernetzt. 

 

V. Schule im Stadtteil 
 

Die Römerstadtschule ist im Stadtteil eingebettet. Austausch und Kontakte finden 

über die Arbeitskreise „PSAK“34,  „AK Nordwest“35 und „Jour Fixe“36 statt.  

Mit der langfristigen Weiterentwicklung zur Ganztagsschule muss diese Kooperation 

erweitert und intensiviert werden.  

Ideen hierzu sind: 

 

� Optimierung der Kooperation mit dem Jugend- und Sozialrathaus 

� Einbeziehung der Kinderärzte 

� Konzept für nachmittägliche Schulhofbenutzung 

� Engere Vernetzung mit Kindergärten und Kinderbetreuungseinrichtungen  

� Unterstützung der Familien durch Elternberatung, Kommunikationsangebote  

(z. B. Elterncafé), Ausbau der Sprachkurse für Frauen („Mama lernt Deutsch“) 

 

VI. Raumkonzept 
 

Ausgehend von den räumlichen Voraussetzungen vor Ort sind folgende Grundge-

danken zum Raumkonzept entstanden: 

 

� In jedem Haus (BI/BII, C, D)  „wohnen“  2 Partnergruppen 

� Jedes Haus gibt sich einen Namen („Heimat“) 

� Über jede mögliche Nutzung der Flure nachdenken: variable niedrige Podeste als 

Lernflächen, niedrige Raumteiler, Sitzmöglichkeiten  (Brandschutzrichtlinien be-

achten!) 

� Klassentüren durch teilweise verglaste Türen ersetzen 

� Neue Garderoben mit Eigentumsfächern anschaffen: an den Wänden bzw. als 

Raumteiler im Flur 

                                                 
34 Netzwerk Nordweststadt Psychosozialer Arbeitskreis Nordweststadt – Zusammenschluss zahlreicher Instituti-
onen der Kinder- und Jugendarbeit 
35 Arbeitskreis von Grund- und Weiterführenden Schulen zum Übergang 4/5 im Nordwesten Frankfurts 
36 Zusammenschluss aller Kindertagesstätten und Betreuungseinrichtungen im Schulbezirk der Römerstadtschule  
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� Rollwagen (Tablettwagen) für Schuhe 

� Leichte Podeste für die Flure: Selbst bauen (Elternmitarbeit / Social Day) 

� Gestaltung der Toiletten durch die Kinder: Wände bemalen (nach einem Motto), 

Skulpturen, Masken aufhängen, etc., Verantwortlichkeit auf die Häuser übertragen 

� An allen Wänden große, mit grobem Stoff bezogene Holzplatten für Ausstellun-

gen, Ankündigungen, Präsentationen, etc. anbringen 

� Zahlen auf Treppenstufen malen 

 

Im Hinblick auf die Ausweitung des Schulbetriebs in den Nachmittag sind Gespräche 

mit dem Schulträger, der Stadt Frankfurt, aufgenommen worden. Gemeinsam mit 

Mitarbeiterinnen aus dem Stadtschulamt wird hierzu ein Konzept erarbeitet. 
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VII. Notwendige personelle und materielle Ressourcen  
 

Unterricht und Schulleben 

Aufgrund der Datengrundlage der vergangenen und der Prognose für die kommen-

den Jahre wird im Einzugsgebiet  von einer Schülerzahl von ca. 300 ausgegangen.  

Bei einer Gruppengröße von 25 sollen 12 Lern-  bzw. sechs Partnergruppen gebildet 

werden. 

Stufe 1:
6 Kinder

Stufe 1:
6 – 7 Kinder

Stufe 3:
6 – 7 Kinder

Stufe 3:
6 Kinder

Stufe 2:
6 Kinder

Stufe 4:
6 Kinder

Stufe 2:
6 Kinder

Stufe 4:
6 Kinder

Lehrer A + B Lehrer C + D

Lerngruppe Lerngruppe

Partnergruppe

Team

 

Sechs Lehrerteams mit jeweils drei Grundschullehrkräften sowie einer Förderschul-

lehrkraft werden benötigt. – Insgesamt 24 Personen, davon sechs FöL 

Angenommen wird, dass die Kinder der Jahrgänge Eins und Zwei vier Unterrichts-

stunden, und die Kinder der Jahrgänge Drei und Vier fünf Unterrichtsstunden am 

Vormittag haben. 

 

Um notwendige Differenzierungsangebote in den Lerngruppen vorhalten zu können, 

gehen Gesamt- und Schulkonferenz von einem Bedarf an mindestens 510 unter-

richtswirksamen Stunden aus. 

 

Dies entspricht verglichen mit der aktuellen Zuweisungssituation der Römerstadt-

schule einem Mehrbedarf von ca. einer Lehrerstelle.  

Die Gremien rechtfertigen ihn mit folgenden Argumenten: 
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� Die aktuell vorhandene Vorklasse würde ersetzt durch Integration der betref-

fenden Kinder in die jahrgangsgemischten Gruppen. Die Arbeit in den Lern-

gruppen ist vergleichbar mit der Konzeption des Flexiblen Schulanfangs. – 

Hierfür stünde der Schule eine Ressourcenzuweisung von sechs Sozialpäda-

gogenstunden pro Lerngruppe zu.  

� Durch die geplante Anwendung des Sozialindexes beim Zuweisungsverfahren 

erwartet die Schulgemeinde in diesem Bereich eine Erhöhung der Stunden-

zuweisung im Vergleich zu den momentan zur Verfügung stehenden 19 Unter-

richtstunden im Bereich DaZ. 

� Derzeit werden in vier Lerngruppen 16 Kinder mit sonderpädagogischem För-

derbedarf unterrichtet. Im Rahmen des Gemeinsamen Unterrichts stehen der 

Schule hierfür 83 Lehrerstunden zur Verfügung. Ein Mädchen in einer Regel-

klasse wird im Rahmen einer Einzelintegrationsmaßnahme mit vier Lehrer-

stunden betreut. Im Modell der jahrgangsgemischten Schule für alle könnten 

sieben weitere Kinder mit sonderpädagogischen Förderbedarf aus dem Schul-

bezirk aufgenommen werden.  

 

Die notwendige Anzahl an Personen muss von Seiten der Schulleitung durch Einsatz 

von Teilzeitkräften bei Neueinstellungen im Blick behalten werden. 

 

Die bisher vorhandenen Ressourcen der Integrationshelfer/innen und des/r FSJler/in 

unterstützen die Arbeit der Pädagog/innen in besonderem Maße. Sie sollen beibehal-

ten werden. Des Weiteren soll die Kooperation mit dem „Büro aktiv“ der Stadt Frank-

furt fortgesetzt werden. Punktuell können durch diese Zusammenarbeit ehrenamtli-

che Helfer/innen zu unterstützenden Tätigkeiten hinzugezogen werden. 

Perspektivisch ist der Einsatz von Schulsozialarbeit unabdingbar.  

 

Nach Einführung des neuen Modells wird der Zeitaufwand für die Koordination in den 

neu gebildeten Teams eine zusätzliche Arbeitsbelastung für die Kolleginnen und Kol-

legen darstellen. Dies sollte bei der Ressourcenzuwendung vorausschauend berück-

sichtigt werden. 
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Supervision und Fortbildung  

Das Schulentwicklungsvorhaben der Römerstadtschule wird von den Mitarbeiterin-

nen der Engst-Walther GbR37 professionell begleitet. Kolleginnen und Kollegen be-

suchen Fortbildungen zu den Themen Jahrgangsmischung, eigenverantwortliches 

Lernen, Bildungsstandards etc. Hospitationen an Schulen fanden und finden statt. 

(u.a. Peter-Petersen-Schule am Rosenmaar in Köln, Grundschule Gau-Odernheim, 

Wartburgschule in Münster, Grundschule Berg Fidel in Münster, Erika-Mann-Schule 

in Berlin, Institut Beatenberg in der Schweiz) 

Die Fortbildungskosten der Schule sind hoch. Das zur Verfügung stehende Fortbil-

dungsbudget ist bei weitem nicht ausreichend. Hier sollten nicht nur die Stunden der 

Grundunterrichtsversorgung, sondern alle Lehrerstunden Datengrundlage sein.  

Weitere finanzielle Ressourcen, die in diesem Bereich aufgewendet werden, müssen 

durch die Schulleitung über Sponsoringpartner gewonnen werden. 

Die Supervision der Lehrerteams ist unabdingbar notwendig. Ein Finanzierungskon-

zept muss erstellt werden. 

 

VIII. Konzeption der Übergangsphase 
 

„Projekt Integration und Prävention“ 

Siehe hierzu die Konzeptbeschreibung des Projekts klassenübergreifende Integration 

& Prävention (Stand nach dem ersten Halbjahr 2008/09) im Anhang. 

Das Projekt wird im Schuljahr 2009/10 fortgeführt, dann sind zwei Jahrgangsstufen 

einbezogen.  

 

Umstellung von Jahrgangsklassen zu jahrgangsgemischten Partnergruppen 

Erfahrungen mit punktuellen Jahrgangsmischungen bestehen an der Römerstadt-

schule seit einigen Jahren. Die regelmäßig stattfindende Projektwoche ist  jahr-

gangsgemischt Eins bis Vier organisiert. Des Weiteren bestehen Lesepartnerschaf-

ten zwischen den Jahrgängen Eins und Drei, bzw. Zwei und Vier. Der Schulchor 

setzt sich zusammen aus fast allen Kindern der Stufen Zwei, Drei und Vier. Die 

Theater-AG wird angeboten für Kinder der Stufen Drei und Vier. Im Offenen Anfang 

begegnen sich Kinder unterschiedlicher Jahrgangsstufen in informellen Lernsituatio-

nen. Für das Schuljahr 2009/10 sind weitere regelmäßige stattfindende jahrgangs-

                                                 
37 http://www.engst-walther.de/ 
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übergreifende Arbeiten, z.B. als Hobbygruppen im Musisch- ästhetischen Bereich 

geplant. Auf Band liegende leistungsdifferenzierte Arbeitsgruppen in Mathematik und 

Deutsch finden derzeit in den Jahrgangsstufen Eins und Zwei statt. Diese sollen im 

nächsten Jahr stufenübergreifend angeboten werden. 

Die Auflösung der bestehenden Klassen der Stufen Eins, Zwei und (insbesondere) 

Drei am Ende des kommenden Schuljahres muss sehr behutsam angegangen wer-

den. Die Einbeziehung der Kinder und der Eltern bietet eine Grundlage, um den Ü-

bergang für alle nachvollziehbar zu gestalten. Ein Konzept hierfür wird im Schuljahr 

2009/10 von einer Arbeitsgruppe bestehend aus Eltern und Lehrkräften erarbeitet. 

 

IX. Evaluation 
 

Maßnahmen interner bzw. externer Evaluation sollen in folgenden Bereichen stattfin-

den: 

 

� Befragung zur Zufriedenheit bei Kindern, Lehrkräften und Eltern 

� Auswirkung auf die Zeugnisse  

� Vergleich der Ergebnisse der Orientierungsarbeiten  

� Auswirkung auf die Anzahl der Überprüfungsverfahren zur sonderpädagogi-

schen Überprüfung während der Grundschulzeit 

� Auswirkungen auf den Schriftspracherwerb (Wissenschaftliche Begleitung 

durch das sonderpädagogische Institut der Johann Wolfgang Goethe Universi-

tät Frankfurt – Finanzierung vorausgesetzt) 

� Langfristige Beobachtung der Lernentwicklung einzelner Kinder mit und ohne 

Förderbedarf (Wissenschaftliche Begleitung durch das sonderpädagogische 

Institut der Johann Wolfgang Goethe Universität Frankfurt – Finanzierung vor-

ausgesetzt) 

� Frau Prof. Birgit Brandt und Frau Prof. Rose Vogel (Institut für Didaktik der 

Mathematik und der Informatik an der Johann Wolfgang Goethe Universität in 

Frankfurt) haben im Rahmen der Kooperationsvereinbarung38 Interesse be-

kundet Auswirkungen des Modells auf das Mathematiklernen zu erforschen. 

 

                                                 
38 Die Römerstadtschule ist offizielle Kooperationsschule der Johann Wolfgang Goethe Universität Frankfurt 
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X. Gremienbeschlüsse  
 

Das vorliegende Konzept wurde… 

 

… am Montag, 08.06.09 auf der Gesamtkonferenz der Römerstadtschule einstimmig 

beschlossen.39 

 

… am Dienstag, 23.06.09 auf der Schulkonferenz der Römerstadtschule einstimmig 

 beschlossen.40 

 

 

Frankfurt, 24.06.09 

 

 

 

Heike Schley, Schulleiterin 

                                                 
39 Siehe Konferenzprotokoll der Gesamtkonferenz vom 08.06.09 
40 Siehe Konferenzprotokoll der Schulkonferenz vom 23.06.09 
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Anhang 
 

Schulprogramm der Römerstadtschule, aktualisiert November 2008 

 

Konzeptbeschreibung „Projekt klassenübergreifende Integration & Prävention“, Stand 

nach dem ersten Halbjahr 2008/09 

 

Email von Dr. Jacobs, Jugend- und Sozialamt der Stadt Frankfurt vom 20.04.2009: 

Daten zum Stadtbezirk 432 

 

Diverse schulinterne Erhebungen 

 

Protokollauszüge der Gremienbeschlüsse 
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I. Ausgangslage 
 
Aus dem Konzeptantrag „Die Römerstadtschule macht sich auf den Weg zu einer 
Inklusiven Schule“ vom 24.06.09: 
 

„Die Lebenssituation von Kindern hat sich in den vergangenen Jahren allgemein und in 

vielen Wohngebieten/Stadtteilen von Großstädten im Besonderen dramatisch verändert.  

 

Das gilt in hohem Maße auch für den Einzugsbereich der Römerstadtschule, in dem fol-

gende Entwicklungen zu beobachten sind: 

 

 Zunehmende Arbeitslosigkeit von Eltern und damit verbunden zunehmende Armut 

in Elternhäusern – Der Anteil der unter 15-Jährigen im SGB II-Leistungsbezug 

(Hartz IV) beträgt 37,7%. In Frankfurt sind es im Durchschnitt 26,3%.1 

 Vermehrt allein erziehende Elternteile, die durch Doppelbelastung häufig überfor-

dert sind und die auf zuverlässige und zeitlich umfangreiche Betreuungsangebote 

angewiesen sind – Der Anteil der Alleinerziehenden an allen Haushalten beträgt 

32,1%. In Frankfurt sind es im Durchschnitt 28,2%.2 

 Gleichzeitig eine viel zu geringe Anzahl von Hortplätzen3 

 Das Zurückfahren von städtischen und kirchlichen Kinder- und Jugendbetreuungs-

angeboten aus finanziellen Gründen  

 Viel zu wenige Einrichtungen für Hausaufgabenbetreuung, deshalb lange Wartelis-

ten  

 Eine Bevölkerungsstruktur mit zunehmend bildungsfernen Familien  

 Verstärkter Zuzug von Familien mit Migrationshintergrund, häufig verbunden mit 

sprachlich und kulturell bedingten Problemen (6% Zunahme zwischen 2008 und 

2009)4 

 Beengte Wohnverhältnisse für Familien mit mehreren Kindern im Einzugsbereich  

 Eine wenig geschützte und kindgerechte Umgebung, die zudem durch zunehmende 

Gewalt und Kleinkriminalität geprägt ist, d.h. kaum noch sicherer Raum, um den ei-

genen Körper, um Fähigkeiten und Grenzen zu erfahren 

                                                 
1 Dr. Jacobs, Herbert April 2009: Daten zum Stadtbezirk 432 
2 ebd. 
3 Vgl. Protokoll des Psychosozialen Arbeitskreises Nordweststadt v. 16.09.2008 
4 Vgl. Schulinterne Erhebungen Dez. 07 und Jan. 09 
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 Einflüsse einer hektischen, konsumorientierten Umwelt (Nordwestzentrum)     

 Ständige Reizüberflutung und Leben in einer Scheinwelt durch Fernsehen und e-

lektronische Spielgeräte 

 „Der Anteil der Minderjährigen aus Familien, die familienunterstützende Hilfen der 

Jugendhilfe bekommen (ohne Erziehungsberatung, ohne Inobhutnahme und Heim-

unterbringung) beträgt 5,1%, während es in der Stadt insgesamt 2,2% sind.“5 

 

Dies alles führt dazu, dass immer mehr Kindern wesentliche Grundvoraussetzungen feh-

len, um die vielfältigen Anforderungen von Schule zu bewältigen und ihren Fähigkeiten 

entsprechend Leistungen erbringen zu können. Häufig wachsen sie ohne ein zuverlässi-

ges und stabiles häusliches und außerhäusliches Umfeld auf, in dem sie umsorgt und an-

geleitet werden, altersgemäße Grunderfahrungen machen und in Ruhe die nötige Selbst-

ständigkeit und Selbstsicherheit entwickeln können. 

 

Immer mehr Kinder kommen schlecht und unzureichend ernährt und - im materiellen wie 

im psychisch-emotionalen Sinne - unzulänglich ausgerüstet zur Schule. Sie sind häufig nur 

sehr eingeschränkt in der Lage, angemessen soziale Beziehungen aufzunehmen und zu 

pflegen, sind schwer zu motivieren, wenig arbeitsbereit und vielfach unter ihren kognitiven 

Möglichkeiten leistungsfähig.  

Dies führt - bereits bei Kindern im Grundschulalter – zunehmend zu depressiv wirkender 

Resignation oder zu verbaler oder physischer Aggressivität einerseits und zu Leistungs-

versagen andererseits.  

 

Zum Einzugsgebiet der Römerstadtschule zählen aber auch Kinder aus so genannten be-

hüteten Elternhäusern. Kinder, deren Eltern großen Wert auf eine gute Ausbildung ihrer 

Kinder legen und diese best möglich fördern. Diese Kinder sind in der Minderzahl; die so-

ziale Kommunikation zwischen beiden Gruppen ist schwierig und muss behutsam ange-

bahnt werden. 

                                                 
5 Dr. Jacobs, Herbert April 2009: Daten zum Stadtbezirk 432 
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Das bedeutet:  

 

Die Anforderungen im Schulbezirk der Römerstadtschule haben sich drastisch ver-

ändert. Um den Bedürfnissen der Kinder aus unserem Einzugsbereich und dem um-

fassenden pädagogischen Auftrag der Grundschule auch zukünftig gerecht zu wer-

den, muss die Römerstadtschule sich weiterentwickeln. 

 

Das Kollegium der Römerstadtschule hat deshalb nach Möglichkeiten und Wegen ge-

sucht, die Schule so zu gestalten, dass sie auf die veränderten Bedingungen angemessen 

reagieren kann. Im Modell der jahrgangsgemischten Schule für alle, sehen wir eine 

Chance, unseren Bildungsauftrag effektiv, gerecht und chancengleich zu erfüllen: 

 

 Alle Kinder werden auf dem Stand ihrer jeweiligen sozialen, emotionalen und intel-

lektuellen Fähigkeiten abgeholt. 

 Alle Kinder werden in ihrer individuellen Lernentwicklung gefördert und begleitet. 

 Kein Kind wird zurückgelassen.“ 

 

Nachdem in einem fachlichen Austausch mit Vertreterinnen und Vertretern aus dem Hes-

sischen Kultusministerium, dem Staatlichen Schulamt Frankfurt, dem Stadtschulamt 

Frankfurt, Lehrkräften, Eltern und der Schulleitung der Römerstadtschule zum o.g. Antrag 

am 16. Dezember 2009 vereinbart wurde, die angestrebte Jahrgangsmischung zunächst 

auf die Stufen Null, Eins und Zwei zu beschränken, wurde in Arbeitsgruppen und Gremien 

der Schule ein Modell eines Inklusiven Flexiblen Schulanfangs erarbeitet, das ab 

Schuljahr 2010/11 an der Römerstadtschule umgesetzt werden soll. Mit diesem Modell 

sollen in einem ersten Schritt Maßnahmen gefunden werden, um der Situation im Ein-

zugsgebiet besser gerecht zu werden.  

 

Langfristiges Ziel der Schulentwicklung ist nach wie vor eine umfassende Jahrgangsmi-

schung wie im Konzeptantrag „Die Römerstadtschule macht sich auf den Weg zu einer 

Inklusiven Schule“ vom 24.06.09 beschrieben, da auf diese Weise einerseits der Über-

gang von einer Lerngruppe in die andere innerhalb der Grundschule vermieden und ande-

rerseits die Bandbreite der Unterschiedlichkeit effektiver genutzt werden kann.  
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Weiterhin unabdingbar als Antwort auf die zuvor beschriebene Problematik ist die Weiter-
entwicklung der Römerstadtschule zur Ganztagsschule im Stadtteil. 
 

Im Rahmen des Landesprogramms „Ganztagsschule nach Maß“ hat die Römerstadtschule 

zum Schuljahr 2010/11 einen Antrag auf Ausweitung zur gebundenen Ganztagsschule 

gestellt. Eine Arbeitsgruppe zu diesem Schwerpunkt ist im Kollegium installiert. Kooperati-

onstreffen mit den benachbarten Institutionen finden regelmäßig statt. Zwei Teilnehmerin-

nen der Kooperationsgruppe arbeiten in der Dialoggruppe Ganztagsschule der Stadt 

Frankfurt mit. 
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II. Pädagogische Konzeption, Partizipation, Schulkultur, Schule im Stadtteil 
 

Die Grundsätze der Pädagogischen Konzeption, der Partizipation, der Schulkultur sowie 

Einbettung der Schule im Stadtteil entsprechen den im Konzeptantrag „Die Römerstadt-

schule macht sich auf den Weg zu einer Inklusiven Schule“ vom 24.06.09 festgehaltenen. 

(siehe Anlage) 
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III. Formale Beschreibung des Modells „Inklusiver Flexibler Schulanfang“ – 
Ressourcenlage 

 
Als Grundschule mit Gemeinsamem Unterricht und Flexiblem Schulanfang stehen der 

Römerstadtschule Ressourcen zur Bildung von sieben Lerngruppen zur Verfügung, davon 

zwei Lerngruppen des Gemeinsamen Unterrichts.  

 

Um die Rahmenbedingungen inklusiven Lernens möglichst optimal umzusetzen, ist eine 

Unterscheidung zwischen Regel- und Integrationsklassen in der Praxis zu überwinden. In 

allen Lerngruppen werden behinderte und nicht behinderte Kinder gemeinsam beschult. 

Dies kann gelingen, wenn die vorhandenen Ressourcen optimal eingesetzt werden. 

 

Statt sieben unterschiedlich organisierter Gruppen werden sechs Lerngruppen mit folgen-

den Ausgangsbedingungen gebildet: 

 

- In jeder Lerngruppe werden bis maximal 25 Kinder der Jahrgangsstufen Eins und 

Zwei gemeinsam unterrichtet.  

- In den sechs Lerngruppen werden insgesamt bis zu zwölf Kinder mit sonderpäda-

gogischem Förderbedarf unterrichtet. 

- Verantwortlich für jede Lerngruppe sind jeweils zwei Pädagog/innen, die weitge-

hend doppelt gesteckt sind. 

- Durch intensive Kooperation der Lehrerteams profitieren alle von den unterschiedli-

chen Professionen. 
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Jahrgangsstufe 3: Eine Integrationsklasse und zwei Regelgrundschulklassen

 
Jahrgangsstufe 4: Eine Integrationsklasse und zwei Regelgrundschulklassen
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IV. Unterrichtsorganisation 
 

Teamarbeit 
 
Aus dem Konzeptantrag „Die Römerstadtschule macht sich auf den Weg zu einer 
Inklusiven Schule“ vom 24.06.09: 
 

 Durch die Teamarbeit von zwei Lehrkräften in einer Lerngruppe entsteht für die Kin-

der, die in ihrem Alltag häufig Instabilitäten bzgl. ihrer Bezugspersonen ausgesetzt 

sind, Kontinuität6. – Arbeitsstrukturen und Routinen bleiben auch beim Wechsel ein-

zelner Lehrkräfte bestehen. 

 Durch die enge Zusammenarbeit von Personen unterschiedlicher Professionen wer-

den die verschiedenen Kompetenzen effektiv eingesetzt und optimal genutzt.   

 Eine bessere Diagnostik von Stärken und Schwächen und somit eine individuellere 

Förderung und Unterstützung sowohl der leistungsschwächeren als auch der leis-

tungsstärkeren Kinder ist dadurch möglich. 

 Teamarbeit bietet für Lehrer ein hohes Maß an Berufszufriedenheit durch qualifizier-

ten pädagogischen Austausch, professionelle Strukturierung von Arbeitsmaterialien 

und Arbeitsprozessen und gemeinsam entwickelte Erziehungs- und Bildungsziele auf 

Grundlage der Bildungsstandards. 

 

Die Professionen der zwölf im Inklusiven Flexiblen Schulanfang eingeteilten Personen tei-

len sich auf in sechs Grundschullehrkräfte, vier Förderschullehrkräfte und zwei Sozialpä-

dagog/innen. Hieraus ergeben sich für die sechs Teams die Zusammensetzungen GL+GL, 

GL+ GL, FL+Sozpäd, FL + Sozpäd, FL + GL, FL + GL. 

Neben der engen Kooperation im Klassenteam finden regelmäßig einmal wöchentlich Ko-

ordinierungssitzungen zwischen den Teams statt.  

In diesen Sitzungen werden u.a. notwendige Förderpläne der Kinder erarbeitet. Für Kinder 

mit sonderpädagogischem Förderbedarf werden diese von den Förderschullehrkräften 

niedergeschrieben und begleitet. Unter Leitung der Schulleiterin werden darüber hinaus in 

größeren Zeitabständen (zwei pro Schulhalbjahr) Teilkonferenzen organisiert, um die Zu-

sammenarbeit fortlaufend zu evaluieren. 

                                                 
6 Vgl. hierzu auch: Bildungs- und Erziehungsplan für Kinder von 0 bis 10 in Hessen Dezember 2007, S. 26 f. 
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Rhythmisierung 
 

7.30 - 8.00 Frühbetreuung 

8.00 - 8.10 Gleitzeit 

8.10 - 8.40 
 

Offener Anfang/Förderkurse 

8.40 - 10.00 
 
 

Lernzeit / Fachunterricht 

10.00 - 10.10 Frühstückszeit / Vorlesezeit 

10.10 - 10.30 Hofpause 

10.30 - 11.50 
 
 

Lernzeit / Fachunterricht 

11.50 - 12.05 Hofpause 

12.05 - 13.05 
 

Lernzeit / Fachunterricht 

 

14.00 - 15.20 
 

 

Nachmittagsunterricht 

 

• Alle Schülerinnen und Schüler können verlässlich von 8.00 Uhr bis 11.50 Uhr in der 

Schule sein. 

• Die Frühbetreuung übernimmt ein/e Pädagoge/in im Betreuungsraum. 

• In der Gleitzeit kommen die Kinder in ihren Räumen an. Je zwei Lerngruppen wer-

den von einem/er Pädagogen/in beaufsichtigt. 

• Im Offenen Anfang ist mindestens ein/e Pädagoge/in in der Lerngruppe. Parallel 

zum Offenen Anfang können Förderkurse stattfinden. Die Turnhalle kann in der Zeit 

zur motorischen Förderung genutzt werden. 

• Zweimal pro Woche haben die dritten und vierten Klassen von 12.05 Uhr bis 13.05 

Uhr Unterricht. 
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• Die dritten und vierten Klassen haben einmal wöchentlich (Dienstag oder Donners-

tag) Pflichtunterricht am Nachmittag. Am Tag mit Nachmittagsunterricht endet der 

Unterricht am Vormittag um 11.50 Uhr. 

• Für Nicht-Hortkinder mit Unterricht am Nachmittag ist ein Mittagessensangebot vor-

gesehen. 

• Am Montag koordinieren alle Teams von 12.00 Uhr bis 13.30 Uhr.  

 

Absprachen zur Unterrichtsgestaltung und zum Lehrmitteleinsatz 
 
Für die Fächer Deutsch und Mathematik sollen  Lehrwerke eingesetzt werden, die bereits 

in zwei Jahrgängen erprobt und besonders im Hinblick auf Differenzierungsmöglichkeiten 

als gute Arbeitsgrundlage erfahren wurden. Es handelt sich um das Paket „Lernlandschaf-

ten“ (Verlag vpm) für Deutsch und „Einstern“ für Mathematik.   

 

Die Jahrgänge Drei und Vier geben Lernmaterial für freie Arbeitsphasen bzw. für die Arbeit 

in Wochenplänen, die momentan nicht genutzt werden, an die neuen Teams der Jahrgän-

ge Eins und Zwei weiter. 

Die Bedürfnisse der Teams werden bei der Verteilung der finanziellen Ressourcen (Etat) 

bevorzugt berücksichtigt. 

 

Mit Hilfe von zu formulierenden Minimalstandards (Schulcurriculum) sollen mit den Kindern 

Lerngespräche geführt werden, um mit ihnen gemeinsam ihre Lernentwicklung zu reflek-

tieren und Ziele für die Weiterarbeit zu bestimmen. 

Auch dienen diese Standards als Grundlage für Elterngespräche, in denen Eltern Lerner-

wartung und Lernstand verdeutlicht werden können. 

Im Rahmen der ersten Gesamtkonferenz im neuen Schuljahr werden die bereits an der 

Schule vorliegenden Erwartungsbeschreibungen gesichtet.  Einigung soll darüber erzielt 

werden, welche der Modelle für die Römerstadtschule Gültigkeit haben sollen. 
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V. Raumkonzept 
 

In allen Gebäuden mit Unterrichtsräumen (Gebäude B, C und D) „wohnen“ jeweils zwei 

Lerngruppen des Flexiblen Schulanfangs (Hausgruppen). Dabei arbeitet in jeder Haus-

gruppe mindestens eine Förderschullehrkraft. 

 

Diese Hausgruppen haben gemeinsam mindestens einen Differenzierungsraum: 

Gebäude B: 

EG VAE Flur Küche 3c Flur Betreuung 

1. Stock 3b Flur Diff.Raum 3a Flur Bücherei 

2. Stock LG 1/2 Flur Diff.Raum LG 1/2 Flur Computer 

 

Gebäude C: 

EG LG 1/2 Flur Diff.Raum 

1. Stock LG 1/2 Flur Diff.Raum 

 

Gebäude D: 

EG LG 1/2 MZR 4b 

1. Stock LG 1/2 4a Diff.Raum 4c 

 

Der Umzug der Lerngruppen findet statt am zweitletzten Schultag vor den Sommerferien 

und wird durchgeführt von Lehrkräften und Eltern.  

Ein exakter Ablaufplan wurde ausgearbeitet. (siehe Anlage) 
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VI. Gruppenbildung 
 

Bildung der Lerngruppen 2010 
 
Nach einer Befragung der Eltern und Kinder der künftigen Jahrgangsstufe Zwei (siehe An-

lage) teilen die jetzigen Lehrkräfte der Kinder im Rahmen ihrer Jahrgangskoordination 

sechs Gruppen ein, die Basis für die Lerngruppen im Flexiblen Schulanfang sein sollen. 

Nachdem die Schulanfänger/innen in der Woche vom 17. bis 19. Mai zu so genannten 

Kennenlerntagen in der Schule waren, findet am 25. Mai  unter Leitung der Schulleiterin 

eine gemeinsame Sitzung aller Lehrkräfte, die im Flexiblen Schulanfang eingesetzt wer-

den statt. Im Rahmen dieser Sitzung werden die neu einzuschulenden Kinder und die Pä-

dagog/innen den sechs Gruppen zugeordnet. 

  

Grundsätze für die Einteilung der Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
 

Die Förderkinder werden in alle Lerngruppen des Flexiblen Schulanfangs, vorwiegend in 

die Gruppen mit Förderschullehrkräften, verteilt. Dabei sollte die Obergrenze von drei För-

derkindern pro Gruppe nicht überschritten werden. Wird ein Kind im Laufe der ersten 

Schuljahre überprüft, bleibt es auf jeden Fall an der Schule, und wenn möglich in seiner 

Lerngruppe. 

Geschwisterkinder sollten in unterschiedliche Partnergruppen aufgenommen werden; im 

Einzelfall entscheiden die Lehrerteams. 

Die Förderkinder der einzelnen Lerngruppen sollten „jahrgangsgemischt“ sein. 
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VII. Einschulung 2010 
 

Den Kolleginnen der jetzigen Stufe Vier sind die Kinder der jetzigen Stufe Eins noch nicht 

bekannt. Um ihnen Gelegenheit zu geben, diese Kinder kennen zu lernen, bevor die neu-

en Erstklässler in die Gruppen aufgenommen werden, erscheint die Einschulung 2010 

ausnahmsweise am Mittwoch als sinnvoll. Kinder und Lehrerinnen haben somit  an zwei 

Vormittagen Zeit, die Begrüßung der neuen Kinder in den Klassen zu gestalten. 

Die Planung der Einschulungsfeier wird von den Kolleginnen geleistet, die im kommenden 

Schuljahr im Flexiblen Schulanfang arbeiten werden. Gestaltet wird diese von den Kindern 

der zukünftigen Stufe Zwei. – Sie begrüßen ihre neuen Klassenkamerad/innen. Die kon-

krete Vorbereitung erfolgt auf der Gesamtkonferenz am 26. Mai 2010. 

 

Am ersten Elternabend in der ersten Schulwoche sollen die Eltern der Zweitklässler den 

Eltern der Erstklässler die notwendigen Informationen zum Schulbeginn kommunizieren 

und dafür die schuleigene Broschüre zum Schulanfang nutzen. 
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VIII. Evaluation 
 

In Kooperation mit der Johann Wolfgang Goethe Universität Frankfurt und der Fachhoch-

schule Frankfurt sind folgende Erhebungen geplant: 

 

Für die Bereiche Mathematik und Schriftspracherwerb sollen im Rahmen von Examensar-

beiten von Studierenden diagnostische Tests durchgeführt werden. Vorarbeiten in Form 

eines Screenings sollen von den Lehrkräften der Römerstadtschule erledigt werden, damit 

im zweiten Schritt stichprobenartig Kinder in Einzeltests untersucht werden. 

 

Im Rahmen einer Langzeitbeobachtung können Studierende der Fachhochschule das So-

zialverhalten einzelner Kinder der Lerngruppen beobachten. 
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IX. Gremienbeschlüsse  
 
Das vorliegende Konzept wurde… 

 

… am 17.05.10  auf der Gesamtkonferenz der Römerstadtschule beschlossen (dafür: 15, 

dagegen: 0, Enthaltungen: 4).7 

 

… am 19.05.10 auf der Schulkonferenz der Römerstadtschule einstimmig 

 beschlossen.8 

 

Der Elternbeirat stimmt dem Konzept ebenfalls einstimmig zu.9 

 

 

Frankfurt, 21.05.10 

 

 

 

Heike Schley, Schulleiterin 

                                                 
7 Siehe Konferenzprotokoll der Gesamtkonferenz vom 17.05.10 
8 Siehe Konferenzprotokoll der Schulkonferenz vom 19.05.10 
9 Siehe Konferenzprotokoll der Schulkonferenz vom 19.05.10 
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Anhang 
 

Protokollauszüge der Gremienbeschlüsse 

 

Konzeptantrag „Die Römerstadtschule macht sich auf den Weg zu einer Inklusiven Schu-

le“ vom 24.06.10 

 

Überlegungen zur Gestaltung es Umzugs der Lerngruppen zum Schuljahr 2010/11 

 

Befragung der Eltern der Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstufe Eins (2009/10) 
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„Gemessen am neuesten Stand der Lernforschung sind viele 
deutsche Krippen, Kindergärten und Schulen1 wie Garderoben, 
an denen man sein Kind abgibt und zufrieden ist, wenn man es 
unzerknautscht zurückbekommt. 2“ 
 
 
 
 
„Paradox ist, dass viele deutsche Schulen immer noch wie Lehr-
Anstalten arbeiten, und sich dabei auf das reine  
„Abfüllen“ der Schüler mit Fachinformationen beschränken.  
- Leere herrscht bei der Förderung von Einzelbegabungen, der 
Entwicklung der Persönlichkeit, der Vermittlung von Fertigkei-
ten und der Aus-„Bildung“ von Lebenstüchtigkeit.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                            
1 Ergänzung 
2 s. McKinsey Wissen, Heft 14, September 2005  
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Vorwort: 
 
Zum Beginn der 17. Wahlperiode des Hessischen Landtages legen die Hessischen Land-
kreise eine umfassende Darstellung der grundlegenden Faktoren und Schwerpunkte vor, 
die für eine erfolgreiche Neuordnung der Schulpolitik in Hessen zu diskutieren sind. Diese 
sind als Gesamtsystem zu begreifen, bei welchem sich die einzelnen Faktoren gegensei-
tig beeinflussen. Ziel ist es, eine fachliche Diskussion über bestimmte, als problematisch 
erkannte Kristallisationspunkte des Schulwesens anzustoßen, welche in die Umsetzung 
von Änderungsmaßnehmen innerhalb der Legislaturperiode mündet. Nicht beabsichtigt ist 
ein Eingreifen in langjährig geführte Auseinandersetzungen um schulpolitische Grundpo-
sitionen, da durch ein solches Vorgehen auch intern die Konsensfähigkeit der Vorlage 
unmittelbar infrage gestellt worden wäre. Ebenso wenig wird die Kultushoheit des Landes 
Hessen infrage gestellt.  
Angestrebt wird vielmehr, mittels dieser, über alle parteipolitischen Lager hinweg gemein-
sam getragenen Vorlage einen Dialog zu initiieren, der in einen gesellschaftlichen Kon-
sens um die Frage mündet, wie eine nachhaltige Verbesserung des Bildungssystems in 
Hessen insgesamt herzustellen ist. 
 
Anlass und Hintergrund zur Erstellung des Papiers ist, dass die 21 hessischen Landkrei-
se in ihrer Gesamtheit die größten Schulträger Hessens und aufgrund ihrer fachlichen 
Kompetenz, ihrer Organisationsstruktur, Verwaltungskraft und ihrem Gebietszuschnitt Ga-
ranten zukunftsorientierter, leistungsfähiger und aufeinander aufbauender Bildungsstruk-
turen sind. Ihnen kommt die Aufgabe der Gewährleistung des „äußeren Rahmens“ von 
Schule zu, der von der Bereitstellung von Schulgebäuden, deren Ausstattung bis hin zum 
Verwaltungspersonal und der Schülerbeförderung reicht. Sie sind zudem Träger der örtli-
chen öffentlichen Jugendhilfe, der Jugendberufshilfe, der Eingliederungshilfe und die Trä-
ger der außerschulischen Jugendbildung; mithin Träger von Verantwortlichkeiten, die die 
zunehmend stärker in einem inneren Zusammenhang zu Schule stehen. 
 
Die Kreise sichern über Ihre Ausgleichsfunktion die Verwirklichung des Postulats der Ge-
währleistung gleicher Lebensverhältnisse und Bildungschancen in allen Landesteilen 
Hessens, d.h. sie stellen im kreisangehörigen Raum eine Bündelungsinstanz dar, die ge-
währleistet, dass unabhängig von der finanziellen Leistungsfähigkeit einzelner Gemein-
den alle Schüler auf eine gleich gute Schulinfrastruktur zurückgreifen können. Die Land-
kreise sind zudem die einzige Instanz, die mit hinreichender örtlicher, aber auch regiona-
ler Verankerung in der Lage ist, in den kommenden Jahren z.B. die aus der negativen 
demographischen Entwicklung resultierenden infrastrukturellen Problemen im ländlichen 
Raum zu bewältigen.  
 
Der Hessische Landkreistag als Vereinigung aller hessischer Landkreise befasst sich 
deshalb seit vielen Jahren mit der Frage, wie die Schullandschaft in Hessen organisato-
risch - und weil diese Frage nicht gänzlich von auch inhaltlichen Komponenten entkoppelt 
werden kann- teilweise auch inhaltlich verbessert werden kann, ohne dabei die Kultusho-
heit des Landes infrage zu stellen. Zu diesem Zweck wurden bereits vor 10 Jahren erste 
Studienreisen in das europäische Ausland unternommen. Eine Reihe der dort gewonne-
nen Erkenntnisse konnten bereits erfolgreich in die hessische Schulpolitik eingebracht 
werden, so z.B. die Frage der Budgetierung der Schulhaushalte.  
 
Eine Vielzahl der auf dieser Basis gewonnenen Erkenntnisse und daraus abgeleiteten 
Forderungen wurden in diesem Strategiepapier zusammengeführt.  
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A. Einleitung: 
 
 

I. Abstrakt 
 Rahmenbeschreibung Internationales Umfeld 

 

Nach der Industriellen Revolution des 19. Jahrhunderts, dem rapiden und sozial 
spannungsreichen Übergang von der Agrar- zur Industriegesellschaft und der da-
mit einhergehenden industriellen Umgestaltung der Arbeits- und Sozialordnung in 
Europa, vollzieht sich gegenwärtig eine ähnlich umwälzende Entwicklung: Die sog. 
„Globalisierung“, d.h. der Prozess einer zunehmenden internationalen Verflechtung 
in allen Bereichen, Wirtschaft, Politik, Kultur, Umwelt, Kommunikation usw..  

Die Auswirkungen dieser Entwicklung, als deren wesentliche Ursachen der techni-
sche Fortschritt, insbesondere in den Kommunikations- und Transporttechniken, 
sowie die Liberalisierung des Welthandels gesehen werden, zeigen sich bereits 
überdeutlich.  

Grundlage für den wirtschaftlichen Aufstieg und Erfolg, für das Funktionieren der 
Gesellschafts- und Sozialsysteme bisheriger Industrienationen war traditionell ihr 
Vorsprung an „Know-how“, an Spezialwissen, gegenüber solchen Wirtschaftsregi-
onen der Welt, die hierüber (noch) nicht verfügten.  

Im Rahmen der fortschreitenden Globalisierung wird dieser „Vorteil“ in nicht erwar-
teter Geschwindigkeit relativiert. Bisherige „Entwicklungsländer“ haben ihre Chan-
ce ergriffen, nicht nur aufgrund ihres Reservoirs an “billigen Arbeitskräften“ als 
„verlängerte Werkbank“ der Industrienationen zu dienen, sondern sie entwickeln 
aktiv ihr eigenes Know-how-Potenzial nicht zuletzt dadurch, dass sie ihr Bildungs-
system konditionieren. Damit legen Sie den Grundstein für eine eigene, unabhän-
gige wirtschaftliche Entwicklung. Sie begeben sich gegenüber Europa und anderen 
traditionellen Wirtschaftszentren „auf die Überholspur“.  

Dies bleibt nicht ohne Folgen: Abwanderung von Arbeitsplätzen, zunehmende 
Staatsverschuldung, Überbeanspruchung der Sozialsysteme, sind nur wenige 
Stichworte. Globalisierung bedeutet mittel- und langfristig eine erneute  gesell-
schaftliche Revolution. Diese Herausforderung werden nur diejenigen Gesell-
schaftssysteme auch in ihrem inneren Zusammenhalt bestehen, die es verstehen, 
sich den neuen Gegebenheiten anzupassen und Schritt zu halten. Dies bedeutet 
letztlich den Wettbewerb zwischen „Gebildeten“ und „Ungebildeten“, sowohl auf 
Ebene der Gesellschafts- und Wirtschaftssysteme, als auch auf Individualebene.  

Wettbewerbsfähigkeit hängt von der jeweiligen Leistungsfähigkeit, Innovations-
kraft und dem Wissenspotenzial ab: Wissen bzw. Bildung bedeutet Teilhabe an 
gesellschaftlicher und wirtschaftlicher Entwicklung. Wer auf den Übergang von der 
„Informations- in die Wissensgesellschaft", nicht vorbereitet ist, wird zukünftig das 
Nachsehen haben - mit allen denkbaren, negativen Auswirkungen.  

Die Bewältigung der gesellschaftlichen Herausforderungen der Zukunft beginnt 
deshalb mit guter Bildung.  
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Deutschland und Hessen leisten sich im internationalen Vergleich ein Festhalten 
an alten Strukturen, was im Ergebnis dazu führt, dass trotz vielfältiger guter Ansät-
ze noch zu wenig passiert. 

Dabei ist Bildung - im übertragenen Sinne - einer der wenigen „Bodenschätze“     
über die die Bundesrepublik Deutschland verfügt. Es handelt sich mit Blick auf die 
Zukunft um die Ressource schlechthin, denn „in einer Gesellschaft wie der unsri-
gen, die sich zunehmend zu einer Wissensgesellschaft entwickelt, während Ar-
beitsplätze in der Fertigung ins Ausland verlagert werden, wird es immer weniger 
Nachfrage nach gering qualifizierten Tätigkeiten geben.3 

Die Rolle, die Deutschland zukünftig in der Welt einnehmen wird und die Frage ob 
und wie die gegenwärtige, nicht zuletzt globalisierungsbedingte Wirtschafts- und 
Gesellschaftskrise bewältigt wird, ist mittel- und langfristig maßgeblich auf die Fra-
ge zurück zu führen, wie es verstanden wird, nachwachsenden Generationen Bil-
dungsinhalte zu vermitteln und sie in die Lage versetzen, diese praktisch anzu-
wenden und positiv nutzbar zu machen. Zudem ist die Grundlage für ein Interesse 
an einem lebenslangen Lernen zu legen. Bildung ist eine Investition, die sich so-
wohl für den Einzelnen als auch für die Gesellschaft allgemein auszahlt. Das 
volkswirtschaftliche Wachstum ließe sich in Deutschland durch eine Verbesserung 
der schulischen Leistung um 40% erhöhen.4 

Sicher ist: Mit den derzeitigen organisatorischen Strukturen, die in ihrem Kern auf 
die Anforderungen des 19. Jahrhunderts zurückgehen, wird es nur schwer oder gar 
nicht gelingen, die Herausforderungen des 21. Jahrhunderts zu meistern. Zu un-
terschiedlich ist das tradierte deutsche Bildungssystem im Vergleich zu solchen 
Bildungssystemen, die ihre Kinder auf die Herausforderungen der Zukunft erfolg-
reich vorbereiten.  
 
Um mit der internationalen Entwicklung Schritt zu halten, ist eine zeitnah 
durchzuführende, grundlegende, ja radikale Reform der Art und Weise wie 
Bildung einerseits begriffen, und andererseits ihre Vermittlung organisiert 
und finanziert wird, herbeizuführen. Dies beinhaltet auch die Vermittlung von 
Methoden und Orientierungen, die weiterführende Wege des Lernens und 
des Kompetenzerwerbs ermöglichen.  
 
Gemeinsames Ziel von Land und Schulträgern muss es in diesem Sinne sein,  

 die Qualität des Unterrichts an hessischen Schulen deutlich zu verbessern, 
 die Organisation auch ganztägiger Schulangebote adäquat zu strukturieren,  
 auf Anforderungen der Lebenswirklichkeit zu reagieren,  
 die Motivation der handelnden Personen zu steigern und  
 den Schülerinnen/Schülern damit ein solides Fundament an Kompetenzen, 

Fertigkeiten und Fachwissen zu vermitteln und gleichzeitig die Freude am 
Lernen zu befördern. 

 
Insgesamt wird es für die künftige Entwicklung von entscheidender Bedeutung 
sein, ob es gelingt, aus den vorhandenen Bildungsinstitutionen, sei es Kindergar-
ten, Grundschule oder auch weiterführende Schule „Werkstätten von morgen“ zu 

                                            
3 Ludger Wössmann, Letzte Chancen für gute Schulen, S. 55 
4 ebenda, S. 31 
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machen, deren Kerngeschäft die Vermittlung von Kompetenz und der Befähigung 
zu einem konstruktiven und selbstbewussten Umgang mit dem Wandel ist. Bildung 
ist eine wesentliche Voraussetzung für Teilhabe an und in der Gesellschaft, sie ist 
Mitvoraussetzung für ein Leben frei von staatlicher Alimentierung. 
 
 

II. Konkrete Ausgangslage in Hessen im Bereich der Bildung und Betreuung 
der Kinder im Alter von 0 - 10 Jahren 
 
 In Hessen existiert kein flächendeckendes, bedarfsgerechtes und inhaltlich ab-

gestimmtes und organisatorisch verbundenes Bildungs-, Erziehungs- und 
Betreuungsangebot. Die Zuständigkeiten für die Betreuung von Kindern sind 
zwischen den staatlichen Ebenen aber auch und innerhalb der Ebenen selbst 
aufgespalten. Die Erkenntnis, dass Kinder am Tage ihrer Einschulung die Basis 
für das Lernen bereits erworben haben müssen und es, wenn dies nicht mög-
lich war, hierfür schon fast zu spät ist, hat sich noch nicht auf allen Ebenen 
durchgesetzt. Derzeit wird noch gemäß dem Grundsatz „Spät reparieren, statt 
früh investieren“ gehandelt.  

 
 Die in anderen europäischen Ländern selbstverständliche Verbindung zwischen 

Betreuungsangeboten und schulischer Bildung, die Verbindung zwischen so-
zialer, humanistischer und schulische Bildung ist - von wenigen Ausnahmen 
abgesehen nicht vorhanden. Tageseinrichtungen für Kinder und Grundschulen 
sind bis heute aus unterschiedlichen Gründen voneinander abgegrenzt. Es gibt 
nur geringe Ansätze einer Verständigung zwischen den Einrichtungen, wie der 
Übergang gestaltet wird und welche Lernstände die Schule voraussetzen kann. 
Dies führt unter anderem dazu, dass Kinder mit unterschiedlichen Kenntnis- 
und Wissensständen eingeschult werden und innerhalb des Systems vielfach 
nur eine suboptimale Förderung erfahren.  

 
 Der gesetzliche Förderungsauftrag an die Tageseinrichtungen für Kinder und 

Tagespflege umfasst gemäß § 22 Absatz 3 SGB VIII Erziehung, Bildung und 
Betreuung des Kindes. Der Hessische Bildungs- und Erziehungsplan (BEP) ist 
ein erster Schritt, der zuvor beschriebenen Situation der unzureichenden Ver-
bindung zwischen Kindertageseinrichtungen und Schule entgegen zu wirken. 
Die Ausgestaltung einer institutionell übergreifenden Konstruktion der Betreu-
ung und Bildung der Kinder im Alter von 0 -10 Jahren bedarf jedoch noch er-
heblicher Anstrengungen.  

 
 Die verantwortlichen Ebenen blockieren sich aufgrund inhaltlich nicht hinrei-

chend aufeinander abgestimmter gesetzlicher Rahmenvorgaben gegenseitig. 
Ein Beispiel ist die noch gegebene Trennung zwischen innerer und äußerer 
Schulverwaltung. Durchaus vorhandene finanzielle Ressourcen werden durch 
ineffiziente Strukturen in Mittelsteuerung und  Einsatz vertan. 
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 Dagegen steht die wirtschaftliche und gesellschaftliche Realität: 

 
- Das traditionelle Familienbild, bei dem sich die Mutter maßgeblich um die Er-

ziehung und schulische Fortentwicklung der Kinder kümmerte, ist im Wandel 
begriffen. Die Zahl der Alleinerziehenden steigt stetig. Viele, insbesondere jun-
ge Frauen, müssen erwerbstätig sein, bzw. begreifen eine Erwerbstätigkeit 
(mehr als in früheren Jahrzehnten üblich) als Möglichkeit einer Verwirklichung 
der eigenen Persönlichkeit und ihrer eigenen Fähigkeiten. 

 
- Die Veränderung des Unterhaltsrechts hat diesen Wandel der Gesellschaft be-

reits nachvollzogen und fordert Frauen und Männer gleichermaßen auf, für den 
eigenen Lebensunterhalt zu sorgen. 

 
- Aufgrund der wirtschaftlichen Lage sind oftmals Eltern auch noch sehr junger 

Kinder gezwungen, eine ganztägige Erwerbstätigkeit auszuüben.  
 

- Eltern, die ganztägig berufstätig sind, können während dieser Zeit ihren Erzie-
hungsauftrag nicht leben, sie können keine Bildungs- und Wertevermittlung vor-
nehmen. 

 
- Vielfach sind jedoch Eltern, die neben einer Erwerbstätigkeit die Betreuung der 

Kinder organisieren müssen überfordert. 
 

- Betreuungsangebote für Kleinstkinder und Kinder zwischen drei und sechs Jah-
ren sind teuer und können dadurch insbesondere von gering verdienenden El-
tern nicht in dem erforderlichen Maße in Anspruch genommen werden.   

 
- Kinder im Schulalter bleiben sich vielfach selbst überlassen.  

 
- Während der Schulferien sind (Betreuungs-) Angebote zusätzlich reduziert, 

bzw. nicht in dem notwendigen Umfang vorhanden. Insbesondere während der 
6-wöchigen Sommerferien ist es für Berufstätige schwierig, eine angemessene 
Betreuung der Kinder sicher zu stellen. 

 
- Eltern sind mit Erziehungsproblemen weitgehend alleine gelassen. 

 
- Leidtragende sind die Kinder, die in vieler Hinsicht nicht die erforderliche Für-

sorge und Förderung erhalten. 
 

- Leidtragende sind die Eltern, die neben Erwerbstätigkeit die Betreuung der Kin-
der organisieren müssen. 

 
- Leidtragend ist aber auch das Gesamtsystem, weil vor diesem Hintergrund in 

Deutschland zum einen zunehmend weniger Kinder geboren werden (demogra-
fische Entwicklung), zum anderen, weil die Kinder die geboren werden, nicht so 
gefördert werden, wie es individuell und gesellschaftlich (siehe zu I.) erforderlich 
wäre. 
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B. Landkreise- Garanten leistungsfähiger Bildungsstrukturen 

 
I. Die Hessischen Landkreise sehen sich aufgrund ihrer fachlichen Kompetenz, 

ihrer Organisationsstruktur, Verwaltungskraft und ihrem Gebietszuschnitt als 
Garanten künftiger leistungsfähiger und aufeinander aufbauender Bildungs-
strukturen. Ein besonderes Augenmerk ist zukünftig auf die frühkindliche Bil-
dung zu legen und Strukturen der Steuerung, der Bildung, Betreuung und Er-
ziehung der Kinder bis zum Ende des Grundschulalters zu entwickeln.  
 
Die inhaltliche Zusammenführung der Aufgaben der Kindertageseinrichtungen 
einerseits und der Schule andererseits ist aus fachlicher, finanzieller, demogra-
phischer und damit regionalpolitischer Sicht unabdingbar für  

 
 die individuellen Bildungschancen der Kinder und Jugendlichen 
 einen Ausgleich des Bildungsstandards in der Fläche 
 eine effiziente Schulentwicklungs- und Jugendhilfeplanung 
 eine langfristige Sicherstellung eines attraktiven Bildungsangebotes in länd-

lichen Gebieten, 
 die regionale Entwicklung jenseits der Ballungsräume und damit 
 den Standort Hessen insgesamt. 

 
 

II. Das Engagement der Landkreise erfolgt in diesem Sinne vor folgendem Hinter-
grund: 

 
1. Die Hessischen Landkreise engagieren sich bereits gegenwärtig intensiv 

als Schulträger, d.h. als Verantwortliche für Schulgebäude, Sekretärinnen 
und technisches Personal sowie u.a. für die Schülerbeförderung. Sie sind 
Träger der örtlichen öffentlichen Jugendhilfe (Jugendhilfe- und Sozialpla-
nung), der Jugendberufshilfe, der Eingliederungshilfe und die Träger der 
außerschulischen Jugendbildung (§§ 5, 36 HKJHGB5).   

 
2. Sie sichern über Ihre Ausgleichsfunktion die Verwirklichung des Postulats 

der Gewährleistung gleicher Lebensverhältnisse und Bildungschancen in al-
len Landesteilen Hessens.  

 
3. Im dünn besiedelten ländlichen Raum bieten die Landkreise Gewähr für die 

langfristige Funktionsfähigkeit von Bildungsstrukturen: Dazu gehört 
insbesondere die Gewährleistung von wohnortnaher Beschulung im 
Grundschulbereich. Regionale Schulverbünde umfassen zumindest Haupt- 
und Realschulen unter einem Dach und ermöglichen dadurch, dass auch 
angesichts einer negativen demografischen Entwicklung in diesen Berei-
chen auch in Zukunft attraktive Bildungsangebote vorgehalten werden 
können. Zudem ist die Voraussetzung dafür gegeben, die frühkindliche Bil-
dung in das bereits existierende System zu integrieren. 

 
 

                                            
5 Hessisches Kinder- und Jugendhilfegesetzbuch 
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4. Dies stellt eine unabdingbare Voraussetzung dafür dar, strukturschwache 
ländliche Räume gerade vor dem Hintergrund negativer demografischer 
Entwicklungstendenzen und Urbanisierungsprozesse attraktiv und lebens-
wert zu erhalten und einen infrastrukturellen Rahmen zu gewährleisten, der 
Grundvoraussetzung für ein Leben im ländlichen Raum ist. Ohne diesen 
Rahmen wird aufgrund zunehmender „Entvölkerung“ und des damit einher-
gehenden Abwanderns von Handel und Wirtschaft in Ballungsräume das 
„Überleben des ländlichen Raumes“ als solchem nicht möglich sein. 

 
5. Im Bereich der Jugendhilfe tragen die Landkreise für die Bildung, Erzie-

hung und Betreuung von Kindern und Jugendlichen vor und neben der 
Schule Verantwortung. Die Bildungs- und Erziehungsaufträge von Schule 
und Jugendhilfe haben unterschiedliche Grundlagen, haben aber durch den 
Hessischen Bildungs- und Erziehungsplan eine Klammer erhalten. In ein-
zelnen Bereichen überschneiden sie sich. Um wirksame Hilfen einleiten 
bzw. idealiter entbehrlich machen zu können, bedarf es eines frühzeitigen 
Kontakts und intensiven Abstimmung auf Augenhöhe, denn Jugendhilfe und 
Sozialhilfe haben letztlich die Folgen eines Versagens von Schule zu tra-
gen.6  
 

6. Die Hessischen Landkreise sind, da sich die beschriebenen bisherigen Ver-
antwortlichkeiten, aber auch die Verantwortung zwischen innerer und äuße-
rer Schulverwaltung gegenseitig bedingen und beeinflussen, grundsätzlich 
bereit und in der Lage, sich in die Umgestaltung der Einrichtung "Schule" im 
Rahmen der Übernahme von Gesamtverantwortung aktiv einzubringen.  
 

7. Dies schließt grundsätzlich auch Optionen, wie die Übernahme (der Träger-
schaft über) vorschulische(r) Einrichtungen, aber auch die Übernahme des 
Lehrpersonals ein. Entscheidend sind hierfür die Konditionen unter welchen 
eine Optimierung des Bereichs vorschulische und schulische Bildung vorge-
nommen wird.  

 

8. Die grundgesetzlich verankerte Verantwortung des Landes für Bildungsin-
halte, d.h. die Vorgabe von Lernzielen und fachlich-inhaltlichen Bildungs-
standards bleiben unberührt. Sie sind und bleiben ausschließlich Aufgabe 
des Landes. 

 
9. Das Angebot zur Kooperation und zur Übernahme zusätzlicher Verantwor-

tung darf nicht zu einer einseitigen Verschiebung finanzieller Lasten führen.  

                                            
6 Am 02.05.2007 hat der Sozialausschuss des Hessischen Landkreistages beschlossen, die Arbeitskreise „Jugendhil-
feplanung“ und „Tageseinrichtungen für Kinder“ im Hessischen Landkreistag und im Hessischen Städtetag mit der Er-
arbeitung einer „Handreichung zur Ausgestaltung der Zusammenarbeit von Jugendhilfe und Schule bei Betreuungsan-
geboten für Kinder im schulpflichtigen Alter“ zu beauftragen. Das Arbeitsergebnis soll in einem ersten Schritt als Basis-
papier für eine interne Abstimmung zwischen dem Sozialausschuss und dem Schul- und Kulturausschuss dienen. Im 
Anschluss soll das Ergebnis als Position der Jugendhilfe im Dialog mit der Schulverwaltung, ggf. unter Einbindung der 
zuständigen Ministerien, herangezogen werden. 
 
Der Sozialausschuss im Hessischen Landkreistag wird das bereits als Entwurf vorliegende operative Positionspapier 
voraussichtlich in seiner Sitzung am 30.04.2008 abschließend beraten. Die hierin entwickelten Ansätze sind als Ergän-
zung zum vorliegenden Strategiepapier zu betrachten, gewinnen jedoch zunehmend erst an Bedeutung, wenn die poli-
tische Zielvorgabe erreicht ist. Ist der Zeitpunkt einer Verzahnung beider Positionen erreicht, gilt es, auf deren Grundla-
gen geeignete Kooperationsstrukturen zu entwickeln. 
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III. Die Hessischen Landkreise sehen hinsichtlich des Aufbaus leistungsfähiger Bil-
dungsstrukturen aus einer Hand vier Schwerpunkte, die ein sofortiges Handeln 
erfordern:   

 
 Äußere Strukturen 

 Frühkindliche Bildung muss stärker gefördert werden. Die Aufgaben aus den 
Bereichen Bildung, Erziehung und Betreuung müssen unter einem ganzheit-
lichen Ansatz zu einem in einander greifenden und aufeinander aufbauen-
den System verbunden und unter einer integrierten Gesamtverantwortung 
weiterentwickelt werden. Damit korrespondiert die fachlich-inhaltliche Zu-
ordnung der vorschulischen Bildung (z.B. in Kindertageseinrichtungen) zu 
einer entsprechenden Gesamtverantwortung für schulische und vorschuli-
sche Bildung auf Landesseite. 

 
 Innere Strukturen 

 Schulen ist unter Berücksichtigung von Rahmenvorgaben eine erhöhte Ei-
genständigkeit zu geben.  

 
 Qualitätssteigerung 

 Die Qualität von Bildung muss definiert, systematisch verbessert und dauer-
haft gesichert werden. 

 
 Bezogen auf die Schule bedeutet dies, dass der derzeit noch verfolgte An-

satz unnötig personelle und sächliche Ressourcen bindet, die zur Optimie-
rung der Bildungsqualität dringend an der Basis benötigt werden. Die Imp-
lementierung einer an den Begabungen der Schüler orientierten Schule 
kann jedoch nur dann gelingen, wenn die Strukturen im Sinne einer Steige-
rung der Bildungsqualität geändert werden. Es gilt, die Qualität von Bildung, 
Erziehung, Unterricht und Betreuung weiter zu entwickeln damit die Förde-
rung von leistungsschwachen bis hin zu leistungsstarken Kindern und Ju-
gendlichen getreu dem Motto „ kein Kind darf verloren gehen“ gelingt. Dies 
bedeutet zum einen, die Präsenz des Lehrpersonals an der Schule zu erhö-
hen. Das bedeutet aber nicht zuletzt auch, das Lehrpersonal kontinuierlich 
fortzubilden und zu qualifizieren, aber auch, dieses einer intensiven, ver-
bindlichen fachlichen und pädagogischen Qualitätskontrolle, die mit dienst-
rechtlichen Folgen verknüpft wird, zu unterziehen. Flächendeckende, in den 
gesamten Bildungsansatz integrierte Sozialarbeit an den Schulen unterstützt 
die Zielerreichung zusätzlich.  

 
 Finanzierung 

 Bildungsausgaben dürfen volkswirtschaftlich nicht als Kosten begriffen wer-
den, sondern als wichtige Investition in die Zukunft. Eine sinnorientierte syn-
ergetische Nutzung der Ressourcen ist dringend erforderlich. Hierzu bieten 
sich vielfältige Ansätze. Die sog. „Bildungsinvestitionsforschung“ hat für In-
vestitionen in die frühkindliche Bildung eine gesellschaftliche Bildungsrendi-
te von 12% errechnet, die sich daraus ergibt, dass rechtzeitig möglichen 
Folgeschäden vorbeugt und so die Sozialkassen spürbar entlastet werden.  

 Ein gerechter Ausgleich zwischen den Aufwandträgern für den Aufbau der 
notwendigen Strukturen ist dennoch unverzichtbar. 
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IV. In Ausfüllung dieser Handlungserfordernisse werden folgende, konkrete An-

satzpunkte gesehen, die die Grundlage für eine positive Veränderung bieten: 
 
 

1. Weiterentwicklung der Schulangebote 
 

Die Weiterentwicklung ganztägiger Konzeptionen an hessischen Schulen trägt der 
Erkenntnis Rechnung, dass Bildung, Erziehung und Betreuung heute ein Gesamt-
system darstellen, dessen Bewältigung auch dem Aufgabenbereich der Institution 
Schule zuzurechnen sind. In diesem Zusammenhang sind zwingend auch die vor-
schulischen Angebote zu berücksichtigen. Die Einbeziehung von Kindergärten / 
Kindertagesstätten und deren räumlich / inhaltliche Verzahnung mit Grundschulen 
trägt dazu bei, dass die Grundschulen und Kindertageseinrichtungen ihren Bil-
dungsauftrag besser als bisher erfüllen können.  
 
Es ist –wie dargestellt- ein ganzheitlicher Ansatz zu entwickeln, der über Ta-
geseinrichtungen für Kinder, Vorschule, Grundschule bis zu weiterführenden An-
geboten unter der Steuerung der Landkreise reicht und auch eine Integration von 
Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf einbezieht. 
 
Kindertagesstätten und Grundschulen müssen, wie beispielsweise in den skandi-
navischen Ländern, beim Übergang vom einen in das andere System verstärkt in-
haltlich zusammenarbeiten und ihre jeweiligen Kompetenzen und Ressourcen ge-
genseitig nutzbar machen. Praktisch bedeutet dies unter anderem, dass die Aus-
bildung von Erzieherinnen und Lehrkräften (Grundschulen) in Teilen gemeinsam 
durchgeführt werden muss. Ziel ist es, ein an der Begabung der Kinder orientier-
tes Schulsystem aufzubauen. 
 
Die hessischen Landkreise setzen dabei in erster Linie auf Kooperationsmodelle, 
die eine inhaltliche Verzahnung der Einrichtungen gewährleisten. Eine Übertra-
gung der Trägerschaft für Tageseinrichtungen für Kinder auf die Landkreise setzt 
dies nicht voraus. Soweit diese im Einzelfall von den Trägern gewünscht wird, 
wird eine solche Übertragung aber auch nicht grundsätzlich ausgeschlossen.  
 
Die Weiterentwicklung ganztägiger Konzeptionen - und dort, wo von Eltern schuli-
schen Gremien und Schulträgern gewünscht und erforderlich, die Einrichtung von 
Ganztagsschulen - trägt der Erkenntnis Rechnung, dass Bildung, Erziehung, an-
geleitete Freizeitgestaltung und Betreuung heute ein Gesamtsystem darstellen, 
dessen Bewältigung dem Aufgabenbereich der „Institution Schule“ zuzurechnen 
sind. 
 
 

2.  Schulselbständigkeit / Rechtsfähigkeit 
 

Grundvoraussetzung für eine konstruktive Fortentwicklung der „Institution Schule" 
nach europäischen Vorbildern ist, dass den Schulen selbst mehr Selbstständig-
keit sowie eine Rechtsfähigkeit gegeben wird. Dazu ist auch die bisherige starre 
Trennung zwischen innerer und äußerer Schulverwaltung aufzulösen.  
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Ausgangslage: 
 

 Insgesamt wird die Schullandschaft in Hessen von administrativen Regelun-
gen und einer streng hierarchischen Steuerung bestimmt. 

 Viele Beteiligte - von der Schulverwaltung bis zur einzelnen Lehrkraft - wün-
schen sich eine erweiterte Selbstständigkeit und Eigenverantwortung für die 
Schulen. 

 Selbstständigkeit in finanzieller und auf das Personal bezogener Hinsicht ist 
für heutige Schulen wichtig, um den Schulbetrieb den vorhandenen Not-
wendigkeiten entsprechend gestalten zu können. 

 Neue Verwaltungssteuerung, Deregulierung, die Verlagerung von Verant-
wortung auf untere Ebenen und die eigenständige Gestaltung im Wettbe-
werb sind die entscheidenden Stichworte. 

 
Im Zusammenhang mit den Ergebnissen internationaler Leistungsuntersuchungen 
lassen sich für die aktuelle Debatte um Selbstständigkeit der Schulen die folgen-
den Schwerpunkte benennen: 
 

 Finanz- und Personalautonomie  
 pädagogische Gestaltungsautonomie 
 Verstärkung der Mitwirkung aller Betroffenen 
 Verbesserung von Schul- und Unterrichtsqualität durch Steigerung der Ver-

antwortung der Schule und der handelnden Personen. 
 

Studien belegen, dass die Einführung eines begrenzten Wettbewerbs, basierend 
auf größerer Selbstständigkeit, positive Effekte auf die Leistungen von Bildungs-
einrichtungen hat. Dem soll auch in Hessen Rechnung getragen werden. Unter 
der Voraussetzung, dass die übergeordnete strategische Steuerung des Schulbe-
reichs (hier z.B. Schulentwicklungsplanung) durch die Schulträger selbst erfolgt, 
wird eine rechtliche Verselbstständigung der einzelnen Schulen hinsichtlich ihrer 
jeweiligen internen Organisation und operativen Steuerung angestrebt.  
 
Die Verlagerung von Steuerungs- und Entscheidungskompetenzen an die Schu-
len (im Falle kleiner Schulen ist die Vernetzung zu regionalen Bildungszentren ei-
ne zu entwickelnde Basis der Selbstverwaltung) muss mit dem Aufbau von adä-
quaten Schulleitungsstrukturen einhergehen.  
 
Insgesamt müssen die verselbstständigten Schulen durch die Errichtung regiona-
ler Bildungsbüros als Service- und Beratungsstellen unterstützt werden.  
 
Schulen (vertreten durch die Schulleitung) müssen darüber hinaus in den Stand 
versetzt werden, 

 
 sich selbst zu verwalten; 
 Personal einzustellen und/oder zu entlassen, 
 Dienst- und Disziplinarrecht durch die Schulleitungen unmittelbar auszu-

üben, 
 Aufgabenzuweisungen vorzunehmen und Mitarbeiterförderung zu betreiben, 
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 einen Wirtschaftsplan zu entwickeln, in dem u.a. die personellen Mittel des 
Landes7, die Mittel der Schulträger und Drittmittel zusammen fließen, 

 qualifiziert Rechenschaft gegenüber der Schulaufsicht und dem Schulträger 
abzulegen. 

 Schulmitwirkungsgremien, in denen die Vertretung der am Schulleben un-
mittelbar beteiligten Gruppen - Lehrer, Eltern, Schüler - sowie des Schulträ-
gers geregelt ist, sind mit gestuften Mitbestimmungskompetenzen auszu-
statten.  

 Im Zusammenwirken von Schulleitung und mit Wirkungsgremien sind im 
Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen die für das Schulleben notwendi-
gen Entscheidungen zu treffen. 

 
 

3. Kooperationsmodelle mit der gemeindlichen Ebene 
 

Die Aktivitäten der Kooperationspartner in der jeweiligen Region sollen nachhaltig 
die Bedingungen garantieren, die erforderlich sind, dass Kindern und Jugendli-
chen der Erwerb von Kompetenzen im kognitiven, emotionalen und sozialen Be-
reich zunehmend besser gelingt (ganzheitliche Förderung). Voraussetzung hierfür 
ist, dass Kindertagesstätten und Schulen einen konsistenten und anspruchsvollen 
Lern- und Lebensraum für Kinder und Jugendliche gestalten, der strukturiert auch 
ganztägiges Lernen ermöglicht.  
 
Zugleich ist darauf zu achten, dass Kindertagesstätten und Grundschulen sowie 
Grundschulen und weiterführenden Schule eine Struktur der gestalteten Übergän-
ge gestalten und sich gemeinsam zu „regionalen Bildungszentren“ entwickeln. 
Dies kann gelingen, wenn Kindertagesstätten - im Einvernehmen mit der Träger-
ebene - und Grundschule ihr Arbeit dahingehend verknüpfen können, so dass 
beide Institutionen vom ersten Tag der Aufnahme des Kindes in den Tageseinrich-
tung für Kinder bei der Erstellung eines Bildungs- und Förderplans für dieses Kind 
kooperieren - Tageseinrichtung und Schule werden zu einer (Bildungs-) Einheit 
unter einem Dach bei grundsätzlicher Beibehaltung der bisherigen Trägerzustän-
digkeiten. 
  
Ziel ist mithin, dass sich Kindertageseinrichtung und Schule aus pädagogischer, 
aber auch aus volks-, und betriebswirtschaftlicher Sicht zu einer im Bildungssys-
tem, aber auch untereinander vernetzten „Symbiose“ fortentwickeln. Unterschied-
liche Zuständigkeiten/ Trägerschaften (Trägervielfalt insbesondere bei Tagesein-
richtungen für Kinder) werden dabei nicht als Hindernis gesehen. Vielmehr be-
steht die bereits in der Praxis erprobte und bewährte Möglichkeit, dass Landkreise 
im Verbund mit den kreisangehörigen Städten und Gemeinden Partner bei der 
Entwicklung neuer Konzepte und deren Umsetzung an Grundschulen werden, oh-
ne dass die Trägerzuständigkeit grundsätzlich in Frage gestellt werden muss. Die 
zu erzielenden Synergiegewinne auf allen Seiten und Ebenen sind so beträchtlich 
und offensichtlich, dass sich eine flächendeckende Einführung förmlich aufdrängt. 
Die Steuerung und Fachaufsicht sollte in der Hand der Schul- und Jugendhilfeträ-
ger liegen.  
 

                                            
7 z.B. auch Aufwendungen des Landes für Lehrmittel, Fördermittel für Betreuungsangebote und sonstige 
zweckgebundene Förderungen für Schulen. 
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Die Finanzierung teilen sich Land, Kreis, Kommune und Eltern. Analog der heuti-
gen Kostenübernahmeregelung bei Kindertagesstätten und Horten übernimmt der 
Schulträger bei Kindern, die einen Anspruch auf Leistungen nach dem Bundesso-
zialhilfegesetz (Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch – SGB XII)  oder dem Kinder- 
und Jugendhilfegesetz (KJHG/ HKJGB) haben, die Elternbeiträge für Betreuungs-
angebote an Grundschulen in voller Höhe. Der Schulträger beteiligt sich mit Anteil 
an den Kosten baulicher Maßnahmen für ein erweitertes Nachmittagsbetreuungs-
angebot an Grundschulen und trägt alle für die zusätzlichen Betreuungsräume an-
fallenden Betriebskosten.  
 
Die dahinter stehende Idee ist einfach: Kinder lernen lange vor der Einschulung all 
das, was ihr gesamtes Leben prägen wird - Selbstvertrauen, soziales Verhalten 
oder das Lernen selbst. Was eine Gesellschaft in den ersten Lebensjahren ihrer 
Kinder unternimmt oder unterlässt, bestimmt wie kaum eine andere Maßnahme 
den Zustand dieser Gesellschaft.  
 
Auf Grundlage des Hessischen Bildungs- und Erziehungsplanes erhalten die Insti-
tutionen deshalb die Möglichkeit, über eine neue Form des Angebotes (Integration 
von Bildung und Betreuung über die Altersstufen von null bis zehn Jahren), die 
Bildungsqualität zu steigern und eine für das Gemeinwesen prägende und unter-
stützende Kultur zu entwickeln.  

 
4.  Budget 

 
Finanzielle Entscheidungskompetenzen sind zu dezentralisieren. Zu der anzu-
strebenden Selbständigkeit von Schulen gehört ein Budget, das in einem klar de-
finierten Rahmen z.B. auch die Möglichkeit eröffnet,  
 

 Vertretungsregelungen eigenständig zu organisieren und zu verantworten. 
 Personalausstattung/ Personalzuschnitt (Mischung aus Lehrkräften und an-

deren Berufen wie Sozialpädagogen, Heilpädagogen, Förderschullehrkräf-
ten, Psychologen) individuell zu definieren und  

 individuelle Fortbildungsmaßnahmen zu finanzieren 
 

5.  Aktive Schulentwicklungsplanung – Festlegung von Schulbezirksgrenzen 
 

Schulen und Schulträger benötigen Kontinuität und Verlässlichkeit, um voraus-
schauend adäquate Schritte vorzubereiten, umzusetzen und zu kontrollieren. Als 
wirksames Instrument, das eine flexible Reaktion auf die örtlichen Verhältnisse 
ermöglicht ist, die Schulentwicklungsplanung in die Zuständigkeit der Kreise 
zu überführen. 
 
Den öffentlichen Schulträgern sind im Sinne eines effektiven Mitteleinsatzes mehr 
Gestaltungsmöglichkeiten im Rahmen der Schulentwicklungsplanung einzuräumen:  

 
 Schulträger müssen in eigener Verantwortung entscheiden können, wie dem 

demographischen Wandel, der insbesondere in den ländlichen Regionen zum 
Teil zu einem erheblichen Rückgang der Schülerzahlen führt, Rechnung ge-
tragen wird. Insbesondere müssen Schulträger Standortentscheidungen im 
Dialog mit Standortgemeinden treffen können.  
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 Bei der Genehmigung von Privat-/Ersatzschulen müssen die öffentlichen 

Schulträger verantwortlich in das Verfahren einbezogen werden, damit 
Auswirkungen auf deren Schulentwicklungsplanung berücksichtigt werden 
können.  

 
 
6. Schulmanagement 

  
a. Das Management der Schule bewirtschaftet ihr Stellen- und Sachmittelbudget 

und regiert so flexibel auf spezifische Erfordernisse. Deshalb sollte bei dem 
Management von Schulen künftig zwischen einem pädagogischen und einem 
betriebswirtschaftlichen Management differenziert werden : 

 
 das pädagogische Management wird von Seiten der Schulleitung in Über-

einstimmung nach den fachlich-inhaltlichen Vorgaben des Landes Hessen 
erbracht. 

 die Schulleitung übt die Fach- und Dienstaufsicht über das Lehrpersonal 
aus und nimmt Dienstvorgesetztenfunktion ein. 

 die kaufmännische Verwaltungsleitung der zu verselbstständigenden 
Schulen wird Fachleuten übertragen, die das Budget überwachen und die 
Bewirtschaftung der Liegenschaften in Abstimmung mit dem Schulträger 
bewirken. Der konkrete Pflichtenkreis ist festzulegen. 

 
  Neu ist der Ansatz, den Versuch aufzugeben, Lehrpersonal in Aufbaukur-

sen u.a. betriebswirtschaftlich zu qualifizieren, um anschließend in einer 
Person pädagogische und Verwaltungskompetenzen vereinen. Neben, 
bzw. unterhalb einer pädagogischen Leitung soll vielmehr ein Spezialist für 
Verwaltungsleitung installiert werden: Ein Schulmanager.  Denkbar ist, ei-
nen solchen Schulmanager (Fachrichtung z.B. Betriebswirtschaft) auch 
übergreifend für mehrere (kleine) Schulen einzusetzen. Das Schulmana-
gement erhält hinsichtlich zentral abwickelbarer Aufgaben (z.B. Facility-
Management, Personalrecht usw.) Unterstützung durch ein übergreifendes 
„Backoffice“ auf Schulträgerebene. Das Schulmanagement nimmt seine 
Aufgabe in Abstimmung mit dem Schulträger wahr, dem auch die Letztve-
rantwortung zukommt.  

 
b. Die Einführung von Schulassistenten, die bestimmte nicht pädagogische 

Aufgaben an Schulen übernehmen könnten und darüber Lehrkräfte für ihre 
eigentlichen Aufgaben entlasten. Die Finanzierung der Leistungen der 
Schulassistenten muss in die Neuordnung der Finanzierung des Systems 
Schule eingebettet werden. 

 
7.  Regionales Bildungsprogramm 

 
In Erkenntnis der vorbeschriebenen gesellschaftlichen Realität (s. S. 7)  muss es 
Ziel aller Verantwortlichen sein, Schulen zu ganztägig geöffneten Häusern des 
Lebens und Lernens zu entwickeln, die in ihrem Umfeld als Bildungs- und Ent-
wicklungsagentur wirken. So könnten Elemente des in Großbritannien entwickel-
ten Konzeptes der „Early Excellence Centres (EEC) / Children´s Centres“, auf 
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hessische Schulen und ggf. Kindertageseinrichtungen mit dem Ziel übertragen 
werden, Kinder und Eltern gleichzeitig zu unterstützen (Elternbildung, Elternbera-
tung). Sinnvoll ist es, Kooperationsstrukturen und notwendige Beratungsstrukturen 
mit und insbesondere für Eltern, mit Partnern aus Wirtschaft, Verbänden und Ver-
einen aufzubauen.  
 
Grundschulen sind den Anforderungen entsprechend über Ausstattung und Res-
sourcenzuordnung zu unterstützen. Darüber hinaus sind Kompetenzen im Sinne 
einer fachlichen Weiterentwicklung von Lehrkräften zu erwerben, denn 80% der 
Lehrkräfte an Grundschulen halten sich z.B. für nicht kompetent Technikthemen 
oder Physik zu unterrichten. Daraus resultiert ein Defizit der Vermittlung von na-
turwissenschaftlichen Themen für Kinder. Der Bildungs- und Erziehungsplan will 
in diesem Teilbereich ein Gegengewicht setzen.  
 
Unabhängig davon könnte im Grundschulbereich auch  das in Frankreich prakti-
zierte Modell  „La Main à la pâte“ - zu deutsch etwa „selbst Hand anlegen“ – als 
Beispiel dienen. Hier bietet ein Netzwerk aus Fachkräften, die z.B. aus den Be-
rufsfeldern Biologie, Chemie, Physik, Ingenieurwissenschaften und Pädagogik 
kommen, den Lehrkräften an Grundschulen Rat und Hilfe an, wenn sie einen bes-
seren naturwissenschaftlichen Unterricht machen wollen - und das mit aktuellem 
Fachwissen und mit Handwerkszeug, dass die Lehrkräfte an Grundschulen im 
Studium nicht gelernt haben. Es bietet Wissenschaften zum Anfassen. Unterstüt-
zend wirken regionale Ressourcenzentren. Die Grundsätze wurden in Frankreich 
bereits 2002 in den nationalen Lehrplänen für den Naturkundeunterricht in der 
Vor- und Grundschule aufgegriffen. Eine Übertragung auf Hessen erscheint sinn-
voll. 

 
8. Gestaltungsspielraum 

 
Bildung in Deutschland muss wieder mehr Qualität produzieren. Dies bedeutet 
Wettbewerb und die Möglichkeit zu individueller Schwerpunktsetzung: Den 
Schulen muss der pädagogische Rahmen einschließlich der zu erreichenden 
Lernziele durch das Land vorgegeben werden. Innerhalb des Rahmens muss als 
Anreiz und Motivation für die Lehrkräfte ein pädagogischer Gestaltungsspiel-
raum gegeben sein. Erforderlich ist eine Abkehr von den bisherigen Verfahren, 
indem die Lehrpläne minutiös das Vorgehen vorschreiben, eine Kontrolle der 
Vermittlungsqualität der Inhalte aber nur in bescheidenem Umfang vorgenom-
men wird.  
 

9.  Lehrkräfteteams 
 

Soweit Schulen künftig die Möglichkeit gegeben wird, bei der Auswahl der Lehr-
kräfte mitzureden und darüber ein fachlicher Gestaltungsspielraum für die Schu-
len eröffnet wird, muss dem jeweiligen Kollegium die Chance gegeben werden, 
zu einem für den Gesamterfolg verantwortlichen Team zusammen zu wachsen.  
 
Soweit möglich sind Fachteams zu bilden, welchen mehrere Lehrkräfte angehö-
ren. Diese stimmen sich inhaltlich ab und sind als Team für die Gewährleistung 
eines fachlich hochwertigen Unterrichts verantwortlich. Dadurch wird zum einen 
die Motivation des einzelnen Handelnden von innen heraus erhöht, zum anderen 
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wird die einzelne Lehrkraft aber auch in die Pflicht für die Erzielung des Ge-
samterfolges gestellt.  
Hierzu sind Anforderungen, Ziele und Leistungskriterien zu definieren. Eine re-
gelmäßige Bewertung der Leistungen muss sowohl individuell als auch als Team 
erfolgen. 
 
 

10. Individualförderung 
 

Innerhalb des gegebenen Rahmens muss die Möglichkeit eröffnet werden, der ein-
zelnen Schülerin/dem einzelnen Schüler mehr als bisher gerecht zu werden. Sowohl 
leistungsschwachen, als auch leistungsstarken Schülerinnen/Schülern muss die Ih-
rem Potential entsprechende Zusatzförderung zukommen. Dadurch ist die Band-
breite des Lehrauftrages der einzelnen Schule zu erweitern.  
 
Insgesamt sind die Bildungspotenziale aller Schülerinnen/Schüler optimal auszu-
schöpfen, indem individuelle Fähigkeiten, Defizite und Talente frühzeitig entdeckt 
und entsprechend gefördert werden. Geeignete Instrumente der Früherkennung 
wie Potentialanalysen, Lernstanderhebungen und landesweite Orientierungsarbei-
ten sind auszubauen.  
 
Es gilt, eine Schule zu entwickeln, in der die Lehrkräfte sich für den Schulerfolg al-
ler ihnen anvertrauten Schülerinnen/Schüler verantwortlich fühlen und sie zum 
Schulerfolg führen. 
 
Die bestehende Regelschule soll sich deshalb zu einer Schule weiterentwickeln, 
die die Heterogenität der Lernausgangslagen und Entwicklungsstände, vom „lern-
schwachen“ bis zum „hochbegabten“ Kind berücksichtigt. Diese neue Schule be-
greift Heterogenität nicht als zu behebendes oder wenigstens zu minimierendes 
Problem und strebt nicht die möglichst homogene Lerngruppe als die lerneffektivs-
te Möglichkeit der Gruppierung an. Dagegen sucht sie ihr Potential gerade in der 
Heterogenität der Lerngruppe mit ihren großen Möglichkeiten des miteinander und 
voneinander Lernens.  
Ein integrativer Umgang mit der Heterogenität zeigt sich auf verschiedenen Ebe-
nen:  

 Die Lehrkräfte kennen ihre (pädagogischen, didaktischen) Stärken und wis-
sen um ihre eigenen Unvollkommenheiten und Verstehensgrenzen. Dies 
bedeutet, dass Lehrkräfte Schwierigkeiten eines Schülers bzw. einer Schü-
lerin, Bildungsziele zu erreichen, nicht als Eigenschaften des betreffenden 
Kindes sondern als eigenen Professionalisierungsbedarf definieren, den sie 
aktiv überwinden und damit die Verantwortung übernehmen, jedes Kind zu 
dem ihm möglichen Bildungserfolgen zu führen. 

 
 Die Lehrkräfte entwickeln ein individualisiertes, geschlechts- und bega-

bungsbezogenes Curriculum unter dem Primat unterrichtlicher Gemeinsam-
keit mit den Möglichkeiten flexibler Differenzierung. Eine Komplexitätsreduk-
tion findet statt durch den Einsatz unterschiedlicher Pädagogen in der Klas-
se (neben dem Klassenlehrer/der Klassenlehrerin). Dies bedeutet, dass ne-
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ben der Klassenlehrkraft weitere Förder- bzw. Schulassistenzkräfte in einer 
Klasse tätig sind. 

 
 Eine (teil-)autonome Schule führt die Schülerinnen/Schüler unter Berück-

sichtigung der ihnen angemessenen Lernwege und der ihnen angemesse-
nen Zeit zur Realisierung der Bildungsstandards. Dabei verzichtet sie auf 
das Erreichen der Niveaugleichheit für alle Schülerinnen/Schüler zu einem 
bestimmten Zeitpunkt. 

 
 Eine an der Begabung des einzelnen Kindes/Jugendlichen orientierte  Schu-

le bietet Schülerinnen und Schülern das jeweils sinnvolle und erforderliche 
Lernangebot in einer optimalen Lernumgebung und berücksichtigt die unter-
schiedlichen Interessen und Lernzugänge der Kinder. 

 
 Damit verzichtet eine begabungsgerechte Schule nach Möglichkeit auf z. B. 

Einleitung eines Verfahrens zur Beschulung eines Kindes in einer Förder-
schule für Lernhilfe und/oder Erziehungshilfe. 
 

Daraus lassen sich Verpflichtungen für die einzelne Schule ableiten:  
 

 Die Schule entwickelt einen auf das Gelingen abgestimmten Fortbildungs-
plan (insbesondere zu den Bereichen: „Entwicklung eines individualisierten 
Curriculums“, „Erkennen individueller Begabungen der Schülerin/des Schü-
lers, ihr ‚Können’ und ‚Nicht-Können’, Erkennen ihrer individuellen und kultu-
rell bedingten Ausdrucksformen, Erkennen ihrer individuellen Ausprägungen 
geschlechtsspezifischen Seins“). 

 
 Die Schule berichtet über ihren Entwicklungsprozess und überprüft regel-

mäßig die Resultate ihrer Bildungsbemühungen. 
 

11.    Evaluation 
 

Durch regelmäßige Evaluation /Kontrollen/Inspektionen und ggf. auch eine Veröf-
fentlichung der Ergebnisse seitens der Schulaufsicht ist im Sinne einer konsequen-
ten Qualitätsmessung und -sicherung zu überprüfen, ob und inwieweit die pä-
dagogischen Ziele erreicht worden sind.  
 
Es muss auf dieser Basis ermöglicht werden, dauerhaft schlechte Leistungserbrin-
gung in einzelner Schulen, aber auch einzelner Lehrkräfte zu sanktionieren (Quali-
tätssicherung).  
 
Im Qualitätssicherungsbereich standen bisher maßgeblich die Schülerin/der Schü-
ler, beziehungsweise die gesetzlichen Rahmenbedingungen im Vordergrund. Die 
Tatsache, dass Bildung jedoch in grundlegender Weise von ihrer Vermittlung und 
der Qualifikation des Vermittelnden abhängt, wurde vielfach - möglicherweise aus 
falsch verstandener Rücksichtnahme auch im Hinblick auf die sehr starken berufs-
ständischen Interessenvertretungen des Lehrpersonals verdrängt. Es handelt sich 
um einen Grundfehler, denn im Mittelpunkt von Schule haben nicht „Lehrerinteres-
sen“, sondern vielmehr die optimale Vermittlung von Bildungsinhalten zu stehen. 
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Schlüssel für Bildungsreformen und entscheidende Ressource für die Verbesse-
rung der Bildungsqualität in den Schulen sind aber die Lehrkräfte.  
 

 Deshalb sind verpflichtende Fortbildungen in Kernkompetenzen wie Pä-
dagogik, Didaktik, Informationstechnik sowie den jeweiligen Fachdisziplinen 
einzuführen, die mit einer Abschlussprüfung verbunden werden.  

 
 Die Fortbildungen sind möglichst außerhalb der Unterrichtszeit, das heißt 

konkret während der unterrichtsfreien Zeit (sog. Schulferien) zu absolvieren. 
Es besteht Präsenzpflicht an der Schule, bzw. bei schulischen Fortbildungs-
veranstaltungen.  

 
 Neben den weiter zu entwickelnden „Schul-TÜV“ muss ein effektiver regel-

mäßiger „Lehrkräfte-TÜV“ treten, dessen Nichtbestehen zu personalrechtli-
chen Konsequenzen führt.  

 
 

12. Kommunalisierung des Lehrpersonals  
 

Sinnvoll ist eine Kommunalisierung der Dienstverhältnisse der Lehrkräfte8 
nach dem Beispiel der bereits in anderen Bereichen vorgenommenen Kommuna-
lisierung auf die Hessischen Landkreise - allerdings nur unter der Voraussetzung 
eines entsprechenden Kostenausgleichs durch das Land.  
 

Es handelt sich dabei um eine langjährig erhobene Forderung des Hessischen 
Landkreistages zur Effektivierung der Steuerungsmöglichkeiten im Bereich der 
Schule nach europäischem Vorbild.  
 
Eine derartige Übertragung dieser Aufgabe ist nur in einem übergeordneten 
Rahmen denkbar und erfordert angesichts der Komplexität Bedingungen, wie sie 
nur die Landkreise und kreisfreien Städte gewährleisten können. Die Landkreise 
verfügen zudem über entsprechende Erfahrungen aus anderen kommunalisier-
ten, ehemals staatlichen Bereichen.  

 
13.  Mitsprache der Schulträger bei der Besetzung von Schulleitungsstellen 

 
Die Mitsprache der Schulträger bei der Auswahl der Schulleitung ist zur Zeit nur 
schwach ausgebildet. Auch wenn nach Vorstellung der Hessischen Landkreise 
zwischen pädagogischem und betriebswirtschaftlichem Schulmanagement zu dif-
ferenzieren ist, ist ein verstärktes Mitspracherecht der Schulträger bei der Aus-
wahl zu verankern.  

 
14. Dienstrechtsanpassung 

 
 Mittelfristig ist auf Grundlage einer Reform des öffentlichen Dienstrechts die 

Motivation der Lehrkräfte dadurch zu erhöhen, dass variable und leistungs-

                                            
8 Denkbar ist ein Stufenmodell, beginnend mit einer Kommunalisierung im Grundschulbereich 
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abhängige Gehaltsbestandteile eingeführt werden. Diese könnten in die 
Budgetverantwortung der Schulleitung gestellt werden.  

 
 Eine Überprüfung der Besoldungs- und Arbeitszeitregelungen für Schullei-

tungen, Funktionsstelleninhaber sowie die verschiedenen Lehrämter ist not-
wendig. Durch eine Neudefinition des Begriffs „unterrichtsfreie Zeit“ und die 
Abgrenzung von Ferienzeiten zum Urlaubsanspruch von Lehrkräften können 
Ressourcen generiert werden, die in die  individuelle Förderung von Schüle-
rinnen/Schülern investiert werden können. 

 
 Ca. 40 % der Lehrkräfte erreichen in den nächsten 10 Jahren die Altersgren-

ze und scheiden aus dem aktiven Dienst aus. Diese Tatsache ist als Chance 
zu begreifen, durch langfristige Personalentwicklungskonzepte eine innere 
Erneuerung der Schulen zu betreiben.  

 
 Als wesentliches Mittel, die Fortbildungswilligkeit und das Engagement des 

Personals dauerhaft zu erhalten ist es erforderlich, die freiwerdenden Stellen 
nicht durch beamtete Kräfte zu ersetzen und das Berufsbeamtentum für 
Lehrkräfte mittel- und langfristig abzuschaffen. 

 
 

15.    Einsatz elektronischer Medien im Unterricht,  
    Medieninitiative Schule@Zukunft 
 

Im Jahr 2001 wurde auf Betreiben der Hessischen Schulträger die gemein-
same Medieninitiative der Schulträger und des Landes Hessen „Schu-
le@Zukunft“ gestartet. Grundlage war - und ist - ein Konsens dahingehend, 
dass es nur im Zusammenwirken aller Beteiligten und im Sinne der Bewälti-
gung einer gesamtgesellschaftlichen Aufgabe gelingen kann, die Ausstat-
tung der hessischen Schulen mit moderner Informationstechnologie durch-
zuführen, zu erhalten und zugleich die Stärkung der Medienkompetenz von 
Schülern und Lehrern zu bewirken.  

 
Mit Ihrer Anstrengung beabsichtigen die Partner, dass 
 

 die internationalen Bildungsstandards auch in Hessen erreicht werden, 
 die Anleitung und Motivation zum selbstständigen Lernen unter Nut-

zung moderner Technologien auch als Grundlage für ein künftiges le-
bensbegleitendes Lernens breiteren Raum im Unterricht einnimmt, 

 eine individuelle Förderung erleichtert wird. 
 
Trotz unübersehbarer Anfangserfolge ist die Initiative ins Stocken geraten. 
Erforderlich ist eine inhaltliche und konzeptionelle Intensivierung.  
 
Folgende Maßnahmen werden daher als erforderlich angesehen:  
  
- Fortsetzung von Schule@Zukunft als Gemeinschaftsaufgabe zwischen 

Land und Schulträgern über das Jahr 2008 hinaus, 
- Verfestigung der gemeinsamen Kooperationsstrukturen durch Veranke-

rung der Aufgabe im Hessischen Schulgesetz,  
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- Dauerhafte finanzielle Beteiligung des Landes an der Gemeinschafts-
aufgabe zunächst in gleicher Höhe wie bisher, 

- Aufnahme einer zusätzlichen Anreizkomponente für Schulträger in das 
bisherige Förderprogramm mit dem Ziel, ein herausragendes Engage-
ment in diesem Bereich durch zusätzliche finanzielle Zuwendungen zu 
honorieren. 

- Festschreibung der Aufgabenstellung und Zielsetzung der Schwalbacher 
Erklärungen als Daueraufgabe. Erhöhung des Grades der Verbindlich-
keit der Zielverfolgung für Land und Schulträger. Dies gilt insbesondere 
für die Verpflichtung des Lehrpersonals zur Fortbildung und zum Erwerb 
mediendidaktischer Kompetenz, die Anpassung der Curricula, sowie ei-
ner Festlegung eines Software-Warenkorbes nebst Hinweisen für des-
sen Einsatz im Unterricht.  

- Schaffung neuer regionaler Verantwortungsstrukturen im Sinne von: 
„Bildung in der Region gemeinsam verantworten“, z.B. in Form regiona-
ler Kompetenz- und Koordinierungsteams  

- Prüfung der Weiterentwicklung der Medienzentren zu Serviceeinheiten,  
- Schaffung einer zwischen Schulträgern und Land gemeinsam verantwor-

teten Kopfstelle zur Wahrnehmung zentraler, landesweiter Aufgaben,  
- Einbindung von Unternehmen, z.B. zur Stärkung der regionalen Bil-

dungspartnerschaften  
- Schaffung einer Plattform für sog. Fundraising (z.B.  Gemeinnütziger 

Verein / Stiftung „Bildungsförderung“) d.h. mit dem Ziel der Einwerbung 
finanzieller Unterstützung der Gesamtaufgabe durch Unternehmen und 
Private. 

 
  

16.  Aus- und Fortbildung 
 

 Kindertageseinrichtungen9: 
 Das Problem ist ein Grundsätzliches. Deutsche Erzieherinnen haben in der 

Regel nach der Real- oder Hauptschule (über Erwerb der mittleren Reife 
durch Besuch einer Berufsfachschule) eine früher dreijährige Ausbildung10  
absolviert; ein Viertel der derzeitigen Stelleninhaberinnen hat das 50. Le-
bensjahr überschritten. Personen mit Abitur trifft man in diesem Beruf selten, 
Männer fast nie.  

 
 In Pisa-Siegerländern wie Finnland, Schweden oder Frankreich, aber längst 

nicht nur dort, ist der gängige Ausbildungsweg für Angestellte in Kindergär-
ten ein Universitätsstudium, mit einem Abschluss als Bachelor of education. 
Regelmäßige Fortbildungen sind Pflicht, in denen Erzieher/Erzieherinnen 
etwa lernen, wie man mit Kindern naturwissenschaftliche Experimente 
durchführt oder sie von früh an eine Fremdsprache gewöhnt.  

 
 In Finnland beispielsweise ist der Kinderbetreuungsbereich dergestalt orga-

nisiert, dass es drei Berufsgruppen gibt, die im Alltag der Einrichtung als 

                                            
9 s.a. Fn 6, Seite 9 
10 heute insgesamt fünfjährige Ausbildung. Statt eines Vorpraktikums ist die Sozialassistentenausbildung 
verpflichtend, am Ende steht ein sog. Anerkennungsjahr. 
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Team mit einer gemeinsamen Zielsetzung klare Pflichten übernehmen. Die 
Lehrkraft (auch in der Tagesstätte für Kinder) hat die Aufgabe, denn Bil-
dungsplan für jedes einzelne Kind zu erarbeiten und zu überprüfen. Die 
Praktikerin (auf der Ausbildungsstufe einer deutschen Erzieherin) führt auf 
Anweisung aus, was in diesem Bildungsplan erarbeitet wurde und ist der 
Lehrkraft gegenüber berichtspflichtig. Daneben gibt es eine Assistenz (Aus-
bildungsstufe Sozialassistentin), die Aufgaben übernimmt, die nicht mit pä-
dagogischen Aufgaben verbunden werden. Der Schlüssel, nach denen die-
se Qualifikation in der Einrichtung vorhanden ist, ist abhängig von der An-
zahl der Kinder und sehr flexibel.  

 
 Bei der personellen und sachlichen Ausstattung der Tageseinrichtungen für 

Kinder besteht hingegen deutlicher Nachholbedarf. Dies betrifft auch den 
Bereich Forschung und Lehre an Hochschulen, die „Kindheitsforschung“ 
betreiben und künftiges Personal ausbilden könnte. 

 
 Modernisierung der Lehrerausbildung 

 
 Im Rahmen der Ausbildung der Lehrkräfte müssen methodisch-didaktische 

Fähigkeiten gestärkt werden. Lehrkräfte dürfen nicht mehr nur als reine Wis-
sensvermittler qualifiziert werden. Sie müssen zunehmendem Maße Erzie-
hungsaufgaben übernehmen; daher sind entsprechende psychologische 
Kenntnisse in die Ausbildung der Lehrkräfte zu integrieren. 

 
Lebenslanges Lernen muss auch für alle Lehrkräfte gelten: Das einmal Er-
lernte reicht nicht aus, um den Anforderungen des gesamten Berufslebens 
gerecht zu werden. Erwerbstätigen im Bereich der Wirtschaft- und Industrie 
werden in immer kürzeren Zeitabständen neue  Kenntnisse und Kompeten-
zen abverlangt. Sie müssen deshalb ihre berufliche Qualifizierung als not-
wendige Investition in ihre berufliche Zukunft begreifen. Nur so können sie 
ihre Beschäftigungsfähigkeit sichern. Die Investition von Freizeit und Er-
werbseinkommen ist dabei eine Selbstverständlichkeit.  
 
Für diejenigen, die Bildungsqualifikationen vermitteln, muss eine systemati-
sche Fortbildung daher ebenfalls zur Selbstverständlichkeit werden. Eine 
verpflichtende, strukturierte und prüfungsbewährte Fortbildungskonzeption 
für Lehrkräfte ist ein unerlässlicher Faktor auf dem Weg die Qualität des 
Schulsystems nachhaltig zu verbessern. 

  
17.   Finanzierung sicherstellen 

 
Das System der Schulfinanzierung bedarf einer grundlegenden Überarbeitung. Die 
weitgehend über Jahrzehnte bestehenden, auf der Unterscheidung von inneren 
und äußeren Schulangelegenheiten basierenden Finanzierungsregelungen ent-
sprechen seit langem nicht mehr den gewandelten Anforderungen und Bedarfen im 
Schulwesen. Zum einen ist der Bereich des schulischen Ergänzungspersonals an 
der Schnittstelle zwischen lehrendem und verwaltendem Personal stetig gewach-
sen. Hinsichtlich der Kostenträgerschaft dieses Personals gibt es keine klaren Re-
gelungen. Vielfach werden diese Kräfte alleine von den kommunalen Schulträgern 
finanziert.  
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Ein anderer Bereich betrifft die Ausstattung der Schulen mit zeitgemäßer Computer 
und Medientechnologie. Der in diesem Bereich gewaltige Investitions- und Erneue-
rungsbedarf ist mit dem geltenden Finanzierungssystem, das den Schulträgern 
weitgehend Finanzierungslast zuweist, nicht zu bewältigen. Insgesamt geht es dar-
um, im Rahmen einer Reform der Schulfinanzierung zu einer Neuverteilung der 
Kosten und Lasten insbesondere zwischen dem Land Hessen und den Schulträ-
gern zu gelangen. 
 
Bei allen Vorschlägen ist sicherzustellen, dass eine Übernahme weiterer Aufga-
ben durch die Landkreise nur bei verfassungsrechtlich abgesicherter Finanzie-
rung in Betracht kommt. Die Entscheidung über pädagogisch wünschenswerte 
Maßnahmen muss das finanziell Leistbare berücksichtigen. Die Aufgabenüber-
tragung auf die Kreise hat grundsätzlich unter Beachtung des Konnexitätsprinzips 
zu erfolgen, d.h., dass in dem Umfang der übernommenen Aufgaben auch die er-
forderlichen Finanzmittel bereitzustellen sind.  
 

18.  Reform der Schulaufsicht - Kommunalisierung der Staatlichen Schulämter 
 

Die bisherige Aufgabenverteilung zwischen den staatlichen Ebenen ist nicht nur 
ineffizient, sie blockiert daneben eine moderne Schulentwicklung, die sich an den 
Bedürfnissen der Kinder, der Eltern und gesellschaftlichen Notwendigkeiten orien-
tiert. 
 
Die Schulaufsicht in ihrer herkömmlichen Form ist abzuschaffen. Eine zentrale In-
stitution sollte die Zuständigkeit für die Lernstandserhebungen auf der Grundlage 
der Bildungsstandards und für die Schulentwicklung übernehmen. Das bedeutet 
eine Beschränkung der Schulaufsicht auf Zielvorgaben, Zielüberprüfung, Quali-
tätskontrolle, Beratung und gegebenenfalls Sanktionen. Erreicht werden könnte 
dies durch: 

  
 Rahmenvorgaben des Landes in Form von Kerncurricula und Leistungs-

 standards, innerhalb derer die Schulen eigene Schwerpunkte und Ziele set-
zen können, bspw. durch mathematisch-naturwissen-schaftliche oder musi-
sche Profilierung.  

 Gestaltung zentraler Lernstandskontrollen in den Klassen vier und neun,  
 Überprüfung der Ergebnisse der einzelnen Schule, der einzelnen Lehrkraft 
 sowie durch konsequente Ausübung der Fachaufsicht. 
 

Alle darüber hinaus noch verbleibenden Aufgaben der Schulaufsicht werden 
kommunalisiert, das heißt, künftig durch kommunale Bedienstete wahrgenommen. 
 

 
19.  „Technische-Standards“-Diskussion führen 

 
Technische Standards in Deutschland müssen auf den Prüfstand gestellt werden. 
Wer sich im europäischen Ausland umschaut, wird zur Kenntnis nehmen müssen, 
dass sich Deutschland maximale Ausstattungsstandards leistet, bei inhaltlichen 
Leistungsvergleichen, wie der PISA-Studie aber schlecht abschneidet.  
 



Seite 25 von 28 

Ein Grund für diese teils extremen technischen Standards ist nicht zuletzt das Haf-
tungsrisiko der Verantwortlichen. Aus Respekt vor den möglicherweise nachweisba-
ren Folgen eines Versäumnisses im Bereich der technischen Ausstattung werden 
keine Kosten gescheut, das allgemeine Lebensrisiko durch technische Einrichtun-
gen zu eliminieren. Es handelt sich jedoch um eine Spirale die ins Endlose getrie-
ben werden kann und dennoch möglicherweise im konkreten Einzelfall deshalb ver-
sagt, weil diese Fallgestaltung nicht berücksichtigt wurde. 
 
Ansatz könnte sein, das Haftungsrisiko der handelnden Personen gesetzlich zu li-
mitieren ohne zugleich der Fahrlässigkeit Vorschub zu leisten. Dennoch muss in 
Deutschland möglich sein, was in vielen europäischen Ländern Realität ist: Schul-
einrichtungen müssen zwar sicher sein, Kindern und Jugendlichen kann jedoch das 
allgemeine Lebensrisiko, das sie auch außerhalb der Schule betrifft, nicht abge-
nommen werden. 
 
Dabei sollten Anleihen an die Praxis der europäischen Nachbarn genommen wer-
den. Finanzmittel sollten wieder zunächst in die Bildung selbst, statt in überzogene 
Ausstattungsstandards investiert werden. Eine volkswirtschaftliche Umschichtung 
des Investitionskapitals ist unabweisbar erforderlich.  
 
 

20.  Gesunde Schulverpflegung   
 

Eine gesunde Lebensweise und Esskultur fangen in der Kinderzeit an. Deshalb ist 
die Verpflegung an Schulen von zentraler Bedeutung. Die Ergebnisse der KiGGS-
Studie11 über die Gesundheitssituation der Kinder und Jugendlichen in Deutsch-
land zeigt: Das Problem von Übergewicht und Adipositas (starkes Übergewicht) 
verschärft sich besonders bei Kindern aus Familien mit niedrigem Sozialstatus, 
mit Migrationshintergrund und wenn Eltern selbst übergewichtig oder adipös sind.  
 
Übergewicht wird für den Anstieg verschiedener Folgeerkrankungen, wie Blut-
hochdruck, koronare Herzerkrankungen, Typ-2-Diabetes und orthopädische Er-
krankungen verantwortlich gemacht. Allein die Herz-Kreislauf-Leiden verursachen 
in Deutschland Behandlungskosten von 35 Mrd. Euro jährlich. Wenn es nicht ge-
lingt die falsche Ernährung schnell umzusteuern, werden die Folgekosten von er-
nährungsmitbedingten Erkrankungen für das deutsche Gesundheitssystem in den 
kommenden Jahren von jetzt etwa 70 Mrd. Euro auf über 100 Mrd. Euro anstei-
gen.  
 
Dagegen stehen dem Einzelnen teilweise nur sehr geringe Mittel für eine gesunde 
Ernährung zur Verfügung. Es zeigt sich, dass die im Rahmen des Zweiten Buches 
Sozialgesetzbuch (SGB II) – Grundsicherung für Arbeitsuchende – vorgesehenen 
monatlichen Regelleistungen vielfach nicht ausreichend sind, um Schüler in die 
Lage zu versetzen, ein solches Mittagsverpflegungsangebot nutzen, d.h. das Mit-
tagessen bezahlen zu können.  
An dieser Stelle ist Abhilfe zu schaffen.  
 

                                            
11 KiGGS-Studie (vom Robert Koch-Institut im Auftrag des Bundesministeriums für Gesundheit durchgeführte Studie zur Gesundheit 
von Kindern und Jugendlichen in Deutschland (Kinder- und Jugend-Gesundheitssurvey, KiGGS;  www.KiGGs.de ) 
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Ziel ist die Schaffung eines ausgewogenen kostenfreien Essensangebots in Schu-
len mit ganztägigem Angebot. Es handelt sich um eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe, die hinsichtlich der Kostenbewältigung im Dialog von allen staatlichen 
Ebenen gemeinsam zu bewältigen ist. 
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